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Preußen. 


Kammer: Verhandlungen. 


I. Kammer. 56. Sitzung vom 17. Oktober. 
(Eröffnung der Sitzung 10 Uhr.) 

Meugewählt iſt in Gumbinnen General- Lieutenant 
v. Below. 

Die vertagte Debatte wird fortgeſetzt. 

Abg. v. Keltſch: Ich erkläre mich für Aufrechthal⸗ 
tung des Prinzips, das im erſten Theil des Art. 108 
ausgesprochen iſt, und dafür daß an die Spitze des Tit. VIII. 
ein Artikel geſtellt werde, welcher beſagt, daß die beſtehen⸗ 
den Steuern forterhoben werden, bis ein Geſetz fie ab⸗ 

ändert. — Wir haben die Pflicht, die vorliegende Frage 
ſchon jetzt zu löſen und dürfen ihre Löſung nicht ver⸗ 
ſchieben. Die Exiſtenz des Staates iſt nicht denkbar 
ohne das regelmäßige Eingehen der Steuern. Das 

teuerverweigerungsrecht darf weder ausdrücklich in der 

erfaſſung ſtehen, noch ſtillſchweigend geduldet werden; 
es würde die Vernichtung des Staates herbeiführen. 

ch und meine Freunde wollen das Steuerbewilligungs⸗ 
recht. Dies kann ſich äußern bei der Veränderung der 
Steuergefeggebung und bei der Feſtſetzung des jährli⸗ 

en Staatshaushalts⸗Etats. Der Unterſchied ordent⸗ 
cher und außerordentlicher Steuern wird ſich von 
ſelbſt ergeben. Wenn die Kammern das Steuerbewil⸗ 
Ugungsrecht haben, ſo iſt das vollkommen hinreichend 
für das Wohl des Staats. Widerſteht ein Miniſte⸗ 
rium auch den Kammern, fo wird es ihm doch nie 
möglich ſein, auf die Länge der Zeit der öffentlichen 

beinung zu widerſtehen. Wir wollen das Steuerbe⸗ 
willigungsrecht in keiner Form, welche die Möglichkeit 
der Anarchie in ſich trägt. (Beifall.) 

Kühne: Die Beſtimmung des 5 108 findet ſich 


wörtlich bereits in dem urſprünglichen Verfaſſungsent⸗ 
wurfe, den das Miniſterium Camphauſen der Natio⸗ 


naiverſammlung vorlegte. Wer im vorigen Jahre mit 
der Steuerverweigerung zu thun hatte, der weiß, wie 
nothwendig dieſe Beſtimmung war. Es giebt keine 
einzige Steuer, gegen die nicht Uebelwollende oder nicht 
gern zahlen Wollende reklamirt hätten. Dagegen hat 
Niemand daran gedacht, diefem Artikel eine ſolche Trag⸗ 
weite zu geben, wie es jetzt geſchieht, ihn zum Kardi⸗ 
nalpunkt des Finanzſtreites zu machen. Es ſoll und 
kann nur eine tranſitoriſche Beſtimmung ſein und man 
verändert ſeinen Sinn vollſtädig, wenn wir ihn nach 
$ 98 verlegen. Er fällt in der neuen Verfaſſung von 
felbft, wenn wir bei Erneuerung derſelben ſchon ein 
Budget haben: iſt das nicht der Fall, ſo bleibt er ſte⸗ 
hen, aber als Uebergangsvorſchrift und nur bis zur 
Feſtſetzung des erſten Budgets. Diefe Anſicht vom 
$ 108 Hat mit den Vorgängen im Mielentz ſchen Saale 
nicht das mindeſte gemein. Die Eigenthümlichkeit un⸗ 
ſerer Verfaſſung, die fie ſogar von der belgiſchen unter⸗ 
cheidet, ſetze ich dareln, daß beide Kammern aus dem 
olke hervorgegangen ſind. Deshald muß man auch 
ein Geſammtrecht beider Kammern in dieſem Punkte 
anerkennen. Fraglich iſt es jedoch in dieſer Beziehung, 
ob das von der zweiten Kammer genehmigte Amende⸗ 
ment allein genüge. Ich glaube, man muß den Aus⸗ 
deon dtat ebenfalls nur durch beide Kammern abän⸗ 
Ben gallen. In Bezug auf das Fortlaufen des Etats in 
‘ 0 Karundefdhen wird ſich zwiſchen den 4 Monaten der 
ar gg und dem Jahre unſeres Centralausſchuſſes 
ein medius terminus finden laſſen. Dagegen düͤr⸗ 
ae een in einen ordent⸗ 

N nd außerordentlichen theilen: iſ⸗ 
ſermaßen privlligirte r 
zweckmäßigſte Steuerveränderung in einen rein politi⸗ 
an Zankapfel umwandeln. Doch der wichtigſte Nach⸗ 

l, der daraus fließt, wenn man die Lehre vom 

: dete uerbewiligungstechte an § 108 Enüpfe, iſt folgen⸗ 
einer Welche Kammer wird ſich zur heilſamſten, ja zu 
ſoſtem emen geforderten Aenderung des Steuer⸗ 
wiggoleßen,. wenn das einmal, Bewilligte für 
Linken.) Wiang ie (Lautes Bravo der 
Jahre 1847 d e erren! Die Regierung glaubte im 
halb m Wunſche des Landes gemäß allent⸗ 
en die Klaſſenſten Mahl⸗ und 
Chlachtfteuer segen an an die Stelle der ah 9 ei 
gemacht war, konnt e 


en wir erkennen, daß wir uns 
in Betreff vieler Städte getäuſcht. Jett ſoll die Ein⸗ 


kommenſteuer an die Stelle der Klaſſenſteuer treten: 
ich ſtehe wahrlich nicht im Verdachte, ein Gegner die⸗ 
ſes Fortſchrittes zu ſein, aber eben ſo weiß ich, daß 
der erſte Verſuch unvollkommen ausfallen wird und 
muß. Da weiß ich denn wirklich nicht, ob ich für 
dieſelbe ſtimmen würde, wenn das Gegebene für alle 
Ewigkeit feſtſtehen ſoll (Bravo). Meine Herren! Es 
ift ein juridiſcher Grundſatz, daß man bei einem Pro: 
zeß, den man in erſter Inſtanz gewonnen, gut thue, 
einen Vergleich anzunehmen. Preußen hat einen un⸗ 
endlich wichtigen Prozeß gewonnen, aber nur in erſter 
Inſtanz — ſtoßen Sie die Hand nicht zurück, die 
Ihnen zum Vergleiche geboten wird! (Lautes Bravo 
der Linken). 

Baumſtark erklärt ſich für das Steuerbewilligungs⸗ 
recht, das er aus der alten deutſchen und engliſchen 
Geschichte herleitet, wie bereits geſtern Dahlmann und 
Camphauſen. Dies Recht ſei das Band zwiſchen Volk 
und Krone, das einzige Mittel, welches die Regierung 
zwinge, mit den Kammern Hand in Hand zu gehen. 
Prinzipiell ſei er daher für Vereinigung der Steuern 
durch Eine Kammer, eventuell für das Amendement 
des Unterhauſes. Der Regierung die Einnahme laſſen 
und ihr die Ausgaben verweigern — führe zu einem 
heilloſen Spiele. Stahls Anſichten gingen direkt auf 
den Abſolutismus los. 

Jacobs für Beibehaltung des Art. 108. Er for⸗ 
dert am Schluſſe die Rathgeber der Krone auf, we⸗ 
nigſtens möchten ſie an jenem Satze feſthalten. 


Abg. von Vincke: Es giebt eine Partei, welche 
wünſcht, daß die Konſtitution eine Wahrheit wird, und 
eine andere, welche in jeder Verfaſſung nur ein noth⸗ 
wendiges Uebel ſieht, deſſen Konſequenzen ſie möglichſt 
zu eskamotiren ſucht. Ich gehöre zur erſteren und 
wünſche deshalb, daß den Kammern das Steuerbewil⸗ 
ligungsrecht zum Nutzen der Krone und des Landes 
zuerkannt werde. — Wir wollen eine wahre Konſti⸗ 
tution gründen helfen, als eine feſte, nicht von zer⸗ 
bröckelndem Sandſtein gemachte Säule, an welcher 
jene Worte Joh. v. Müllers ſtehen mögen: Mäßi⸗ 
gung iſt die erfte Lehre der Geſchichte. Wenn die 
Kammern ihre Rechte überſchreiten, ſo kann die Re⸗ 
gierung ſie auflöſen. Die Steuerverweigrrung, zu wel⸗ 
cher im vorgangenen Jahre die Nationalverſammlung 
ſchritt, war eins der Hauptmomente, welche den Um⸗ 
ſchwung der öffentlichen Meinung bewirkte. Hätte der 
vereinigte Landtag das Recht der Steuerbewilligung 
gehabt, ſo würde Preußen den Uebergang von der ab⸗ 
ſoluten zur konſtitutionellen Monarchie ohne die Er: 
eigniſſe des vergangenen Jahres gemacht haben. Gerade 
die unerſchütterliche Treue und Anhänglichkeit für das 
ruhmgekrönte königliche Haus fordert mich auf, für 
das Steuerbewilllgungsrecht zu ſtimmen. Nur die 
wahre Anerkennung der Volksrechte kann die Revolu⸗ 
tion ſchlleßen. Ich habe aus meiner vollen Ueberzeu⸗ 
gung geſprochen. Hier ſtehe ich, ich kann nicht anders. 

Ein Antrag auf Schluß wird nicht unterſtützt. 

v. Auerswald: Wenn ich die Tribüne in dieſer 
hochwichtigen Angelegenheit betrete, ſo will ich mich 
nicht auf Beiſpiele aus der Geſchichte beziehen, weil 
dieſelbe Wahrheit in verſchiedenen Ländern ſtets unter 
verſchiedenen Formen ins Leben tritt. Alle Parteien 
ſind darüber einig, daß eine Bewilligung neuer oder 
Erhöhung alter Steuern nur durch Geſetz erfolgen 
kann, daß die Regierung aber erſt durch die Aufnahme 
in den Etat zur Erhebung berechtigt iſt. Der Redner 
fegt dann auseinander, daß nur direkte Steuern füͤg⸗ 
lich auf kurze Zeit bewilligt werden können und geht 
die einzelnen Sätze des preußiſchen Budgets durch. 
Es iſt aber unmöglich, daß Ausgaben verweigert wer⸗ 
den können, wenn die für dieſe Ausgaben feſtgeſetzten 
Einnahmen fortdauern. Ich kann aber nicht einſehen, 
wie man dem Steuerbewilligungsrecht das Steuerver⸗ 
weigerungsrecht entgegen ſtellen kann — es ſteht ihm 
vielmehr die Steuerbewilligungspflicht zur Seite. Da⸗ 
her bin ich nicht für ein Recht, das weder ich, noch 
vielleicht irgend Jemand hier im Saale wird gebrau⸗ 
chen wollen, aber ich bin dafür, daß das Steuerbewil⸗ 
ligungsrecht der Kammern feftgefegt, daß es nicht illu⸗ 
ſoriſch gemacht, daß es nicht mit der Möglichkeit der 
Anarchie verbunden wird. Ich will, daß die Kammern 
gewiſſe Summen, z. B. geheime Fonds, Gratifikatio⸗ 


nen u. ſ. w. jährlich bewilligen — aber nicht Alles, 
ſo daß der Staat ſtets fortbeſtehen, aber die bisherigen 
Chefs die Verwaltung nicht fortführen können, wenn 
ſie mit der Kammer nicht im Einklange ſind. Der 
Redner entſchuldigt ſich noch wegen Mangels an Vor⸗ 
bereitung und ſchließt mit den Worten: Sollte die 
Gefahr ſich je verwirklichen, die man hier als möglich 
dargeftellt, fo wäre es übrig, daß wir dieſen Saal bes 
treten. Mißtrauen Sie, wem Sie wollen — nur ſich 
ſelbſt nicht. (Bravol) 


von Rabe (ſehr ſchnell leſend): Die Regie⸗ 
rung hat nicht erwartet, daß ihr bei dem Artikel 108, 
den ſie wörtlich aus der alten Verfaſſung entnommen, 
die Urheber eben dieſes Entwurfes entgegentreten wür⸗ 
den. Wir halten dieſen Paragraphen auch keineswegs 
ür blos tranſitoriſch und bitten vor allen Dingen, 
Nichts in die Verfaſſung aufzunehmen, was die Anar⸗ 
chie ins Land ſchleudern kann. 


Ein Antrag auf Schluß wird nach einigen 
Worten Hanſemanns abgelehnt. 


Abg. Hanſemann: Bewußt oder unbewußt ſind 
diejenigen, welche den Kammern das Recht der Steuer⸗ 
bewilligung vindiziren wollen, in dem Kampf begriffen, 
der ſeit 30 Jahren durch Europa geht. Es iſt die 
Frage, ob Eine Gewalt im Staate ſein ſoll, oder ob 
neben ihr geſetzgebende Kammern ſtehen ſollen. 1814 
wurde das Recht den Ständen bewilligt. Die Grund⸗ 
ſätze des chriſtlichen Staates und der heiligen Allianz 
können nicht wiederum anerkannt werden. Der Ein⸗ 
fluß Rußlands hat auf Deutſchland lange genug ge⸗ 
laſtet. — Die wiener Konferenzen enthalten bereits 
deutlich die Grundſätze, welche man heute durchzufüh⸗ 
ren verſucht. Zur Linken: Sehr gut) Was 
iſt die Folge davon geweſen? Wir haben dieſe Her⸗ 
ren, die dem chriſtlichen Staate das Wort reden, am 
Ruder geſehen; ſind ſie im Stande geweſen, den Strom 
der Zeit zurückzuhalten? Das iſt die Thatſache, die 
nicht vertuſcht werden darf: Nein, ihre Prinzipien, 
meine Herren, haben den Staat an den Rand des 
Abgrundes gebracht. (Lebhafter Beifall.) Wohlan! 
gerettet iſt der Staat aus der über ihm ſchwebenden 
Gefahr und wieder kommt man mit den alten Grund⸗ 
fügen, Wenn Sie nicht das Steuerbewilligungsrecht 
annehmen, ſo ſind Sie nicht eine der Staatsgewalten 
und ſtehen nicht ebenbürtig neben der Regierung. In 
allen deutſchen Ländern wird dieſes Recht von den Kam⸗ 
mern in Anſpruch genommen und ſolche Kammern 
dürften ſchwerlich wieder zuſammentreten, die das Steuer⸗ 
bewilllgungsrecht zuwückweiſen. Die Kammern müffen 
entweder in Wirklichkeit Staatsgewalten werden, oder 
ſie können gar nicht beſtehen. Ob auch ſpäterhin der 
Streit ohne Unglück für den Staat ſo geſchlichtet 
werden kann, wie heute, wo die Kammern gern das 
bewilligen, was dem Staate nützlich iſt. Da dieſes 
Recht von den Kammern erreicht werden wird, fo iſt 
es nothwendig, es ihnen auch jetzt zuzuerkennen. Ich 
habe die Ueberzeugung, daß dieſe Prinzipien unmöglich 
Preußens Wohl verbürgen können; Preußen kann mit 
ihnen nicht beſtehen. Die Verfaſſung muß ſo einge⸗ 
richtet werden, daß Preußen mit ihr beſtehen und 
groß werden kann. Ich werde für Alles ſtimmen, 
wodurch das Steuerbewillfgungsrecht in feiner ganzen 
Reinheit erhalten wird. 

v. Gerlach (thatſachliche Berichtigung): Die Män⸗ 
ner, die der Redner im Auge hatte, haben das Staats⸗ 
ruder nie geführt — wohl aber der Redner und es 
iſt auch klar, wohin er den Staat geführt. 


Hanſemann hat Gerlach nicht gemeint und wird 
bei anderer Gelegenheit zeigen, daß er das Seinige ges 
than, den Staat wieder zu heben. 


Manteuffel: Ich glaube, das Volk will den 
Artikel 108 und derſelbe iſt auch beſonders Preußens 
Verhältniſſen angepaßt: dies hat mehr eine ſtaatliche 
als nationale Exiſtenz. Man hüte ſich, die Hand ans 
zulegen an dieſen ſtaatlichen Nerv — das Land fällt 
fonft aus einander. 9 98 nebſt vielen anderen begrün⸗ 
det eine formelle Stellung der Kammern — aber dies 
Recht darf nicht weiter ausgedehnt werden. Denken 
Sie bei Gründung der Verfaſſung nicht an Ausnahme⸗ 
zuſtände, ſondern an die Regel, wo die Staatsgewalt 
Hand in Hand gehe. Das ſteht feſt, den Kammern 


iſt das Ihrige gewährt durch die 55 98 und 99, dem 
Lande und Staate das Seinige durch $ 108. b 
Der Schluß der allgemeinen Debatte wird 
angenommen. 
Die Schlußrede des Berichterſtatters (Camp⸗ 
hauſen) wird auf Freitag 12 Uhr vertagt. 
Schluß der Sitzung: 3 ½ Uhr. 


II. Kammer. 34. Sitzung vom 17. Oktober. 
(Eröffnung der Sitzung 12 / Uhr.) 
Vorſitzender: Präſident Graf Schwerin. 

Auf der Miniſterbank: v. d. Heydt, v. Strotha 
und Herr Fleck als Kommiſſar des Kriegsminiſteriums. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird durch Sekre⸗ 
tair Eckſtein verleſen und von der Verſammlung 
ohne Einwendungen angenommen. 

Die Reviſion der Verfaſſung wird fortgeſetzt. Es 
wird der Art. 35 berathen. 

Art. 35. Die Einrichtung der Bürgerwehr iſt durch 
ein beſonderes Gefeg geregelt. 

Nach dem Beſchluſſe der erſten Kammer ſoll 
ſtatt dieſes Art. hinter Art. 36 der Verfaſſung einge: 
ſchaltet werden: „Außer dem ſtehenden Heere und der 
Landwehr wird eine Bürgerwehr gebildet, um die ge⸗ 
ſetzliche Ordnung, Perſonen und Eigenthum zu 
ſchützen. — Das Nähere wird durch ein Geſetz ge⸗ 
regelt.“ 

Nach dem Vorfchlage der Kommiſſion ſoll ſtatt 
dieſes Art. hinter den Art. über das Heer geſetzt wer⸗ 
den: „Die Einrichtung der Bürgerwehr wird durch das 
Geſetz geregelt.“ 

Abg. v. Klützow vertheidigt ſein Amendement, 
welches dahin geht: „den Art. 35 der Verfaſſung, 
welcher lautet: Die Einrichtung der Bürgerwehr 
iſt durch ein beſonderes Geſetz geregelt — gänzlich zu 
ſtreichen.“ 

Abg. Keller-Duisburg empfiehlt fein erſt 
heute eingebrachtes Am endement: daß die 
Bürgerwehr zum Schutze des Eigenthums 
nach erfolgtem Gemeindebeſchluſſe errichtet 
werden dürfe. 

Ein Redner, deſſen Name ein Geheimniß 
bleibt, vertheidigt die Anſicht, daß die Verfaſſung 
gar nicht der Ort ſei, um etwas über die Bürgerwehr 
zu ſagen. 

Abg. v. Selchow wünſcht, daß entweder ein 
von ihm eingebrachtes Amendement oder das Amen⸗ 
dement des Abgeordneten Keller angenommen werden 
möge. 

Abg. Berndt⸗Glogau ſpricht für ſein Amende⸗ 
ment: „Die Einrichtung der Bürgerwehr zum Schutz 
der geſetzlichen Ordnung, der Perſonen und des Ei» 
genthums wird durch das Geſetz geregelt.“ 

Miniſter v. Strotha: Ein Abgeordneter hat 
ſich gegen die Faſſung aus der 1. Kammer erklärt, 
weil dieſelbe Bürgerwehr, Landwehr und Linie einander 
gleichſetz. Dies iſt indeſſen keinesweges der Fall. 
Im Gegentheil ſtehen dieſelben zu einander in gar 
keiner Beziehung. — Es muß vermieden werden, daß 
Landwehr und Soldaten zu gleicher Zeit zur Bür⸗ 
gerwehr gehören können. Bisher waren viele Per⸗ 
ſonen zu gleicher Zeit unter der Landwehr und Bür⸗ 
gerwehr. Ich empfehle Ihnen zur Annahme das Amen⸗ 
dement Selchow. f 

Referent Simſon: Die Erörterung der Frage: 
ob die Bürgerwehr vollſtändig abgeſchafft werden ſolle, 
ſei in der Kommiſſion vielfach berathen, — man 
glaube aber nicht, daß ſie aus der Verfaſſung voll⸗ 
ſtändig eliminirt zu werden verdiene. Der 
Redner wendet ſich dann noch gegen den Miniſter v. 
Strotha. 

Abg. Selchow zieht ſein Amendement zurück, 
weil es mit dem von Keller weſentlich zuſammen⸗ 
alle. 

& Bei der Abſtimmung wird das Amende⸗ 
ment v. Klützow verworfen, das von Keller 
angenommen. 

Man beſchließt ſodann, den Art. 35 in der Faſ⸗ 
ſung des Amendements Keller den Beſtimmungen über 
das Heer folgen zu laſſen. 

Art. 36 wird zur Diskuſſion geſtellt: 

Art. 36. Das Heer ſteht im Kriege und im Dienſte 
unter der Militair⸗Kriminal⸗Gerichtsbarkeit und unter 
dem Militair⸗Straf⸗Geſetzbuch; außer dem Kriege und 
dem Dienſte unter Beibehaltung der Militair⸗Kriminal⸗ 
Gerichtsbarkeit unter den allgemeinen Strafgeſetzen. 
Die Beſtimmungen über die militairiſche Disziplin im 
Kriege und Frieden, fo wie die näheren Feſtſetzungen 
über den Militair⸗Gerichtsſtand bleiben Gegenſtand be⸗ 
ſonderer Geſetze. 

Die erſte Kammer hat folgende Faſſung beſchloſ⸗ 
fen: „Der Mülitair⸗Berichtsſtand des Heeres beſchränkt 


ſich auf Strafſachen und wird durch das Geſetz gere⸗ 


gelt. Die Beſtimmungen über die Militair⸗Disziplin 
im Heere bleiben Gegenſtand beſonderer Verordnungen.“ 

Die Commiſſion ſchlägt vor zu ſetzen: „Der Mi⸗ 
Utair⸗Gerichteſtand des Meeres beschränkt ſich auf 
Strafſachen und wird durch das Geſetz geregelt. Die 
Bestimmungen Über die Militair⸗Disziplin im Heere 
bleiben Gegenſtand beſonderer Verordnungen.“ 


er ge 
Die Faſſung der erſten Kammer wird ohne Diskuſ⸗ 


n angenommen. 
Art. 37. Das ſtehende Heer darf nicht berathſchla⸗ 
gen. Eben ſo wenig darf es die Landwehr, wenn ſie 
zuſammenberufen iſt. Auch wenn ſie nicht zuſammen⸗ 
berufen iſt, ſind Verſammlungen und Vereine der Land⸗ 
wehr zur Berathung militairifcher Befehle und Anord⸗ 
nungen nicht geſtattet. 

Die erſte Kammer hat folgende Faſſung beſchloſſen: 
„Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer dem 
Dienſte berathſchlagen, oder ſich anders, als auf Be⸗ 
fehl verſammeln. Verſammlungen und Vereine der 
Landwehr zur Berathung militairiſcher Einrichtungen, 
Befehle und Anordnungen ſind auch dann, wenn die⸗ 
ſelbe nicht zuſammen berufen iſt, unterſagt. 

Die Commiſſion ſchlägt vor: „Die bewaffnete 
Macht darf weder in noch außer dem Dienſte berath⸗ 


ſchlagen, oder ſich anders, als auf Befehl verſam⸗ 


meln. Verſammlungen und Vereine der Landwehr 
zur Berathung militairiſcher Einrichtungen, Befehle 
und Anordnungen ſind auch dann, wenn dieſelbe nicht 
zuſammen berufen iſt, unterſagt.“ 

Abg. Schimmel zieht ſein Amendement zurück. 
(Rechts: brav!) Die Faſſung der erſten Kammer 
wird ebenfalls ohne Diskuſſion angenommen. 

Hierauf geht die Kammer zum Bericht der Com⸗ 
miſſion für Handel und Gewerbe über die Ver⸗ 
ordnungen vom 9. Februar d. J. betreffend die 
Errichtung von Gewerberäthen und verſchiedene 
Abänderungen der allgemeinen Gewerbeordnung 
über. 

Die Commiſſion beantragt, der Verordnung die 
verfaſſungsmäßig erforderliche Genehmigung zu ertheilen. 
Hiezu werden folgende Amendements eingereicht: 

1) Berndt: Die Kammer wolle beſchließen, 

„der Verordnung vom 9. Februar ihre Geneh⸗ 
migung nicht zu ertheilen.“ 
(wird unterftügt). 
2) Ohm: Die Kammer wolle beſchließen, 
„der Verordnung nach dem Schluß der allgemei⸗ 
nen Diskuſſion, ohne in die beſondere einzugehn, 
ihre Genehmigung zu ertheilen.“ 

(Zahlreich unterſtützt). 

3) Ohm: i 
„Nach der Annahme der Verordnung in dem Pro⸗ 
tokoll zu erklären: 1) daß fie es für gerecht hält, 
daß in den Strafanſtalten nur Halbfabrikate ver⸗ 
fertigt werden, und 2) daß ſie die Verſteigerun⸗ 
gen für unſittlich und verwerflich hält.“ 

(Wird nicht unterftügt). 

v. Viebahn, Berichterſtatter, ergreift das Wort, 
um im Auszuge die Anſichten mitzutheilen, welche die 
Kommiſſion in ihrem voluminöſen Berichte niedergelegt 
hat. Er entwickelt zuerſt die Geſchichte der preußiſchen 
Gewerbegeſetzgebung, giebt dann eine Statiſtik der Ge⸗ 
werbe in Preußen und weiſt auf die vielen durch Pe⸗ 
titionen unterſtützten Klagen über die Gewerbefreihelt 
hin. Die Majorität der Kommiſſion iſt zwar nur 
theilweiſe davon überzeugt, daß die ſchlechte Lage der 
Handwerker ihren Grund in der Gewerbefreiheit habe, 
ſie hat ſich auch nicht von der Nothwendigkeit über⸗ 
zeugen können, daß jene Verordnung vom 9. Februar 
auf Grund des Art. 105 erlaſſen werden mußte, den⸗ 
noch glaubte ſie dem allgemeinen Drängen des Hand⸗ 
werkerſtandes nach einem Gewerbegeſetze Rechnung tra⸗ 
gen zu müſſen und die Publizirung des Geſetzes vom 
9. Februar als fait accompli nicht weiter anpreiſend, 
beantragt ſie der Verordnung die verfaſſungsmäßig er⸗ 
forderliche Genehmigung zu ertheilen. . 

Ahlemann. Mit dem Prinzip des Geſetzes ein⸗ 
verſtanden, hat er für den Fall, daß die Einzelheiten 
des Geſetzes berathen werden ſollten, Aenderungsvor⸗ 
ſchläge zu mehreren Paragraphen eingereicht, die die 
Grenzen der Innungen, des Gewerbebetriebes u. ſ. w. 
enger ziehen ſollen. 

Wülffing, aus der Minorität der Kommiſſion, 
führt den Umſchwung im Gewerbe, die Maſchinen, 
Eiſenbahnen ꝛc. als die Urſachen an, die das Darnie⸗ 
derliegen der Handwerker befördert haben: er verthei⸗ 
digt die Freiheit des Verkehrs und der Gewerbe, weiſt 
auf die Inkonſequenz des vorliegenden Geſetzes hin, 
deckt die Unrichtigkeiten des Prinzips der Prüfungen 
auf und entwirft ein Bild von den Wirkungen der 
Trotz alledem will ſich der 
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und erſt heute hat das berliner Webergewerk ihm ge⸗ 


| meldet, daß in einer hieſigen Stafanſtalt 400 Webe⸗ 


ſtühle aufgeſtellt werden follen. Alsdann 

der Redner gegen den Bericht der 1 1 

a‘ für die ſpezielle Berathung Aenderungs⸗Vor⸗ 
age. 

Handelsminiſter. Er erklärt das Geſetz aus der 
Noth der Zeit, in welcher es entſtanden; er ſelbſt iſt 
im Prinzip für die Gewerbefreiheit, doch ſcheint ihm 
dieſe im Weſen nur durch die Prüfungen beſchränkt, 
deren Heilſamkeit auch wiederum nicht zu beftreis 
ten ſei. Dagegen bieten die Gewerberäthe dem Staate 
und den Handwerkern auf alle Fälle Vortheile, und end⸗ 
lich ſeien die Unterſtützungskaſſen im ganzen Lande 
mit vielem Beifall aufgenommen. Ueber die 400 
Webeſtühle wird nächſtens Auskunft ertheilt werden, 
wie aber auch die Kammer das Geſetz aufnehmen 
möge, in keinem Fall foll fie es verſäumen, das Wohl 
der arbeitenden Klaſſen einer genauen Prüfung zu unter⸗ 
worfen. 

Ohm motivirt durch Anekdoten zur allgemeinen Be⸗ 
luſtigung ſeine eben angeführten Anträge. 

Präfident vertagt die Sitzung und Debatte bis 
zum 18. d. M. um 10 Uher und theilt ein Schreiben 
des Handelsminiſters mit, worin dieſer die Kammer 
erſucht, ſich möglichſt bald mit der Eiſenbahn-An⸗ 
gelegenheit zu beſchäftigen, da einige weſtfäliſche 
Eiſenwerke unmittelbar dabei betheiligt ſind. Es wird 
beſchloſſen, nach Berathung des Gewerbegeſetzes auf 
den Wunſch des Miniſters einzugehen. 

Schluß der Sitzung um 3% Uhr, nächſte Sitzung 
den 18. d. M. um 10 Uhr. Fortſetzung der heuti⸗ 
gen Debatte. 


Der deutſche Bundes⸗Rath. 


Berlin, 17. Oktbr. Nachdem am 8. Okt. d. in einer 
außerordentlichen Sitzung des Verwaltungs⸗ 
Rathes über die am Schluſſe des vorigen Artikels 
erwähnte mecklenburgiſche Verfaſſungsfrage von dem 
deshalb beauftragten Referenten und Korreferenten aus⸗ 
führlicher Vortrag gehalten war und auf deren 
übereinſtimmenden Antrag der Verwaltungsrath an 
die beiden großherzoglichen Regierungen zur friedlichen Ver: 
ſtändigung anmahnende Schreiben zu richten beſchloſſen 
hatte theilte in derſelben Sitzung der Vorſitzende mit, daß 
als Ergebniß der ſchon ſeit längerer Zeit zwiſchen der kgl. 
preußiſchen und kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung wegen 
Herſtellung einer neuen proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt geführten Verhandlungen gegenwärtig ein Vertrag 


vorliege, der, ſo viel es die beiden genannten Regierungen 


betreffe, nur noch der Ratiſtkation zu feiner vollen Rechts⸗ 
gültigkeit bedürfe. Ehe die königlich preußiſche Regierung 
jedoch ihrerſeits zu dieſer Ratiſikation übergehe, habe fie 
geglaubt, die gutachtlichen Aeußerungen der Bevollmächtig⸗ 
ten der mit ihr auf Grund des Vertrages vom 26. Mai d. 
verbündeten Regierungen vorher vornehmen zu ſollen. Der 
Vorſitzende verlieſt hierauf den nun ſchon durch die öffentli⸗ 
chen Blätter bekannt gewordenen Text des Vertrages und 
führt dann aus: 

„Bei Beurtheilung dieſes Vertrages, namentlich in Be⸗ 
ziehung zu jenem vom 26. Mai d., werde zunächſt feſtzu⸗ 
halten bleiben, daß er nur ein Proviſorium feſtſtelle, 
welches mit dem 1. Mai 1850 abſchließe. 


ei ihrer eigenen letzten Entſchtießung zu berückſichtigen ‚ge 
denke. Sie ſei ihrerſeits von dem lebhaften Suh Gefeelt, 
die gemeinſchaftlichen deutſchen Intereſſen und Sachen, die 
Bundesfeſtungen, die Flotte ıc. einer allſeitig anerkannten 
Centralgewalk unverzüglich wieder unterſtellt zu ſehen, und 
den für die Geſammtheit der deutſchen Bundesſtaaten jetzt 
leider völlig ungeordneten Rechtszuſtand zu einem wenig⸗ 
ſtens proviſoriſch geordneten des baldigſten zurückzuführen. 
Sie glaube, daß dieſem Wunſche durch Vollzug des vorlte⸗ 
genden Vertrages nach Lage der Sache und der obwalten⸗ 
den Umftände zu genügen fei, und daß fie ſich daher, fo 
viel an ihr ſei, für dieſen Vollzug entſcheiden müſſe. Sie 
gebe dabei den mit ihr durch den Vertrag vom 26. Mai d. 
verbündeten deutſchen Regierungen die aus drücklich e und 
feierliche Erklärung: se 
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Die beſtimmte Frage, die am Schluſſe dieſer Ausführung 
den Mitgliedern des et es zu perſon⸗ 
licher Beantwortung vorliegt, lautet a E 

’ ob 5 ach der vorſtehend Namens der königl. preußie 
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Die Mitglieder 8 Ne erklären ſich 
hierauf in folgender iſe: _ 
1 11 Fön l. ſächſiſche Bevollmächtigte. Er ver⸗ 
neine die geſtellte Frage, ja, er erkenne in dem mitgetheil: 
ten Vertrage ein höchſt wünſchenswerthes Ereigniß, vorhan⸗ 
denen Konflikten zu begegnen, größeren vorzubeugen, und 
ſo das Werk eines wirklichen Friedens und eines umfaſſen⸗ 
den Rechtszuſtandes, deſſen das Vaterland ſo ſehr bedürfe, 
allſeltig zu ſichern und feiner Vollendung entgegenzuführen. 
Der königl. hannoverſche Bevollmächtigte. 
Auch er müffe in entſchiedener Verneinung der geftellten 
Frage, die bis dahin erreichte Verſtändigung über Herſtel⸗ 
lung eines allgemein anerkannten Organs für die Central⸗ 
Regierung Deutſchlands auf das höchſte willkommen nennen, 
wobei er die Anerkennung für dieſes Reſultat der vereinten 
Beſtrebungen der Regierungen Preußens und Oeſterreichs 
gern dankbar anſchließe. 8 
Der großherzoglich badiſche Bevollmächtigte. 
Er ſtimme, die Frage ebenfalls verneinend, dem fo eben 
ausgeſprochenen Danke aufrichtig zu. Der Vertrag erſcheine 
als ein Akt unabweisbarer Nothwendigkeit, da er einem 
dringenden Bedürfniſſe unerläßliche Abhülfe gewähre. Das 
Verſdrechen der königlich preußiſchen Regierung, wonach das 
5 ndniß vom 26. Mai d. die unerſchütterte Baſis der bun⸗ 
esſtaatlichen Fortentwickelung in Deutſchland fein und blei⸗ 
en und wonach Preußen in die Bundes⸗Kommiſſion der 
neuen Centralgewalt die Pflichten eines Repräſentanten und 
leitenden Organs dieſes Bundniſſes mit herübernehme, werde 
beſtens acceptirt. Hiernach möchten die ſonſtigen Bedenken 
S den Bertrag auf das Aeußerſte zu beſchränken fein. 
Bevollmächtigte allerdings gewünſcht 
; ne des § 2 näher fpezifizirt zu 
einigermaßen zu ef. —. die 3 
lieder neuen Bundes⸗Kommi e, preußiſchen Mit: 
glieder ne ammiſſſon über den Kreis ihrer Thä⸗ 
tigkeit mit beſtimmter Inſtrukkton verſehen und die fol . 
den Punkte als diejenigen bezeichnet und feſtgehalten ai 
den, bei denen dieſer Kreis abſchließe, nämlich: 1 Wahrung 
des Landfriedens unter den Mitgliedern des deutſchen Bun 
des; 2) Sicherung des Bundesgebiets und jed.& einzelnen 
Theiles deſſelben gegen Angriffe und Beeinträchtigungen 
von außen: 3) Ueberweifung der Wehrfähigkeit der Bun⸗ 
des⸗Armee; 4) Erhaltung und Ausbau der Bundesfeſtun⸗ 
gen; 5) Verwaltung der deutſchen Marine; 6) Erhebung, 
Verausgabung und Verwendung von Matrikular⸗Beiträgen 
nach den bisherigen Bundesbeſchlüſſen, und nur zu den 
Zwecken Nr. 4 und 5; 7) Uebernahme der Friedens⸗Ver⸗ 
handlungen mit Dänemark. Er erlaube ſich, dem Ausdruck 
ſeiner perſönlichen Ueberzeugung in der geſtellten Frage, den 
Labrud feines perſönlichen Wunſches um Erlaſſung einer 
— Inſtruktion für die preußſchen Mitglieder der Bun: 
— ee beizufügen, ſo wie er auch erwarte und an⸗ 
rn Maße yo) Biefeiben des § 5 des Vertrages nur in 
Mal d. J. ern als es das Bündniß vom 26. 


(Fortſetzeng folgt.) 


Berlin, 17. Okt. Se. Maj. der König haben al⸗ 
lergnädigſt geruht, dem Superintendenten Carmeſin 
zu Babbin, Regierungsbez. Stettin, den rothen Adler: 
Orden dritter Klaſſe, ſowie dem Lehrer Budenuth 
in Frille, Regierungsbezirk Minden, das allgemeine 
Ehrenzeichen zu verleihen, und den bisherigen intert- 
miſtiſchen ilitär⸗Intendanten des 5. Anneke, 
Schellhaſe, nunmehr in ſeinem Amte zu beſtätigen. 

Bei der heute fortgeſetzten Ziehung von den 9000 
Seehandlungs- Prämien Scheinen fielen an Haupt: 


Prämien bis einſchließlich 500 Thaler auf die 
Nummer: 
193,733 5000 Rihlr. 92,615 500 Rthlr. 
A 4903 . 111,306 500 ⸗ 
88, 00 135,831 500 
135,539 2500 = 193,707 500 
Abe Ses = 23243 500 
ae Se. Exe. der Generallieutenant und Kom⸗ 
Stettin. zweſten Divifion, v. Stülpnagel, nach 


X Berlin, 17. Oktober. [Aus der erften Kam: 
mer, — von den Finanzen.] Der zweite Tag 
dor der Völker⸗Schlacht bei Leipzig ſehnt ſich mit trü⸗ 
dem Antlitze einem Sonnenblicke entgegen, den ihm 
neidiſche dicke Wolkenſchleier für immer zu entziehen 
drohen. So ſieht es auch in der erſten Kammer aus 
Die ſittliche Tieſe des Dahlmannſchen Vortrages, 
trat geſtern in den Kampf, in klaſſiſcher Form des 
Ausdrucks, vollwichtigen Inhalts; mit dem Stempel! 
der Wahrheit an der Stirne, mit dem Muthe des 
Gefühls für wahre Volksfteiheit und des Vertrauens 
— preußifchen Nation. Gegenüber eine blos geiſt⸗ 
9 Ya g, Diutteit, voll künſtlicher Teugfchräffe, voll 
die den Ga gegen eine künftige Volksvertretung, 
ant 7 en Kammern ſelbſt ihre Entſtehung 

n ſnfloſer Verſuche, ein Prinzip zu 
im Untergehen, wenn auch diesmal 


retten, deſſen Stern 
noch nothdürftig leuchtend erhalten, dennoch zweiftllos 
elbſt an den Gegnern 


2 letzten 717 aufflackett. 
ging der Eindruck jener gehaltvoll 8 
los vorüber; im tiefen Schweigen . en, 
Sprü, gen fie der 
ucht der inhallſchweren Sprüche und ſie ſollen es 
erfahren, daß die zwei Kammern Perußeng niemals 
A en Da a 
Zu Ötert über der Krone hängt; ſondern zwei ſtarke 
ue, an denen der Anker ſich tief in Hier Krone 
bohrt hat, um fie gegen jeden Verſuch der chrſſtlich 
Venen zu ſchültzen, fie aus der Mitte des treuen 
Zunı® in eine mebelpafte, romantſche, gottesgnädige 
me zu entrücken. — Nach Camphauſens geſtei⸗ 
ger 1 f m A Hin RU 
klarer Auseinanderlegung des Thatbeſtandes, gelang 


9 In der geſirigen Bei i en“ ſtatt 
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es a0 heute dem tüchtigen Kühne in lichtvoller Aus⸗ 


einanderſetzung, den böſen Sieben (Worten) des Art. 


108 ihre rechte tranſitoriſche Stellung und Bedeutung 
anzuweiſen; auch Rudolph v. Auerswald, ſich 
zum erſten Mal in den Kampf der Parteien miſchend, 
weil er wohl weiß, wie ſchwer dieſe Stunde in der 

Entſcheidung wiegt, verſuchte es, ſeine bedeutungsvolle 
Anſicht in die Wagſchale zu legen und in ſchöner 
Aufregung des Gefühls ſchloß er mit der ernſten 
Mahnung, die Vertreter des Volks möchten dem Bru⸗ 
der, möchten Vater und Mutter, möchten der Verfaſ⸗ 
ſung ſelbſt mißtrauen, aber den Gedanken könne er 
nicht faſſen: daß eine preußiſche Volksvertretung ſich 
ſelbſt, daß ſie jemals preußiſchen Volksvertretern miß⸗ 
trauen könne. — Auf einen Moment ſchöpfte die 

linke Seite des Hauſes Hoffnung. Es ſchien, als 
wenn der Finanzminiſter, welcher das Wort er⸗ 
griff, mit ſtaatsmänniſcher Vorausſichtigkeit, auf jene 
Erklärung des Art. 108 eingehen wolle, aber die Täu⸗ 
ſchung war kurz. Die abgeleſene Rede endete mit det 
Erklärung, daß die Regierung den Artikel nicht fo vers | 
ftehe, und mit einer Bertrauend-Provokation, Be 
Ende des Kampfes ift unſchwer vorauszuſe⸗ 


ein billigeres und kräftigeres Brod u liefern, als ts 
bisher, ungeachtet der niedrigen Getreideprelſe, möglich 
war. — Wie ſchwer die Zeitverhältniſſe auf dem lite⸗ 
rariſchen Verkehr liegen, und wie viel Opfer noch 
fallen werden, davon liefert das kürzlich erlaſſene Cie 
kular der Andräiſchen Buchhandlung in Frank⸗ 
furt a. M. einen glänzenden Beweis. Eine der Altes 
ſten und ſolideſten Buchhandlungen, welche länger als 
ein Jahrhundert beſteht, ſieht ſich durch die unglück⸗ 
lichen Zeitverhältniſſe zu der Erklärung gezwungen, 
ihre Zahlungen einzuſtellen. — Die mehr: 
ſeitig gehegte Hoffnung, daß der König und die Kö⸗ 


nig in ihre Reſidenz bald wieder nach Berlin verlegen 


würden, ſoll noch auf ſehr ſchwachen Füßen ſtehen. 
Man ſpricht in dieſer Beziehung mehrfach von bezeich⸗ 
nenden und allerdings wenig ermuthigenden Aeußerun⸗ 
gen, welche der König vor dem Gardelandwehrbataillon, 
bei dem Durchmarſch deſſelben durch Potsdam am vo⸗ 
rigen Sonnabend gethan haben ſoll. Die Worte ſelbſt, 
welche ein Urtheil über die Stadt Berlin enthalten, 
werden verſchieden erzählt. — Der Prinz v. Preußen 
hat den hirfigen Freimaurern die Zuſage gemacht, vor 
ſeiner Abreiſe nach Süddeutſchland mit ihnen noch an 


hen. Mit Recht weiſet nach einem burlesken Vor⸗ einem Feſtmahl in der National⸗Mutterloge zu den 


trage Gerlachs, Hanſemann darauf hin, wie es 
einzig in der Geſchichte daſtehe und daſtehen werde, 
daß preußiſche Kammern ſelbſt das volle Recht der 
Steuerbewilligung von ſich weiſen. 

A. Z. C. Berlin, 17. Okt. [(Tagesbericht.] 
An der morgenden Feierlichkeit der Enthül⸗ 
lung des Denkmals Friedrich Wilhelm III. 
werden ſich ſowohl der Magiſtrat als die Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung in Corpore und in der Amts⸗ 
tracht betheiligen. Auf Anzeige Seitens des mit der 
bisherigen Leitung dieſes Unternehmens beauftragten 
Komités, daß die durch die hieſigen Einwohner zu⸗ 
ſammengebrachten Summen den Koſtenaufwand 
jenes Monuments nicht völlig deckten, haben die 
ſtädtiſchen Behörden beſchloſſen, für den ganzen Reſt 
aufzukommen. Es ſollen 2000 Thaler ſofort baar 
gegeben werden, und nach erfolgter Rechnungslegung 
der alsdann noch erforderliche Bedarf. Es wurde die⸗ 
ſer Beſchluß zunächſt in der Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung gefaßt, und der Magiſtrat iſt demſelben 
unter den anerkennendſten Ausdrücken für die Ver⸗ 
ſammlung durch Aktlamation beigetteten. — Mit der 
neuen Aufnahme der Geſchworenenliſten wird 
jetzt eifrigſt bei uns fortgeſchritten. Man glaubt, daß 
die Geſammtzahl etwa 10,000 betragen wird. Ein 
auf die Modifizirung des Geſetzes üder die Geſchwo⸗ 
renen vom 3. Januar, in Betreff der hieſigen Steuer⸗ 
verhältniſſe, vom Miniſter des Innern ergangener Er⸗ 
laß, iſt der allgemeinen Geltung wegen für 
den ganzen Staat von Wichtigkeit. Der Mini⸗ 
ſter verfügt unter dem 9. Oktober, da es nicht in der 
Abſicht der Verordnung vom 3. Januar liege, an 
Orten, wo nur Klaſſenſteuer, oder nur Grundſteuer, 
oder nur Gewerbeſteuer erhoben werde, diejenigen von 
der Fähigkeit, zu Geſchwornen berufen zu werden, 
auszuſchließen, welche nicht diefe beſtehende Steuer bes 
zahlten, in Berlin von jenen Steuern nur Gewerbe⸗ 
ſteuer erhoben werde, ſo müßten hier am Orte auch 
alle nicht Gewerbeſteuer zahlenden Einwohner in den 
Geſchwor nenliſten aufgenommen werden, ſofern fie nach 
ihren Veerhältniſſen wenigſtens 20 Thaler Grundſteuer 
oder 18 Thaler Klaſſenſteuer (die Sätze der Verord⸗ 
nung) zu zahlen haben würden. Für dieſe fingirte 
Einſchätzung erſcheine nun hierorts an Stelle der 
Klaſſenſteuer die der Vermögenslage des Zahlenden 
meiſtens entſprechende Miethsſteuer ein angemeſſener 
und hinreichend zuverläſſiger Maßſtab. Es ſeien da⸗ 
her in die Urliſten der Geſchwornen hieſiger Stadt 
diejenigen aufzunehmen, welche, ſofern keine ſonſtige 
geſetzliche Unfähigkeitsgründe rückſichtlich ihrer obwal⸗ 
teten, entweder mindeſtens 24 Thaler an Gewerbe⸗ 
ſteuer, oder mindeſtens 20 Thaler an Hausſteuer und 
mindeſtens 18 Thaler an Miethsſteuer entrichteten. 
— Ein auswärtiger Maſchinenbauer hat der 
hieſigen Stadtbehörde angezeigt, daß er ein Mittel 
erfunden habe, um die Rinnſteine geruchlos zu 
machen. Er bittet um die Erlaubniß, die Verſuche 
hierſelbſt auf eigene Koſten anſtellen zu dürfen, unter 
der Bedingung, daß ihm die Stadt im Falle des Ge⸗ 
lingens feine Erfindung abkaufe. Da unſere Rinn⸗ 
ſteine bekanntlich nicht blos im Berliner, ſondern ſchon 
längſt im europäiſchen Geruch ſtehen, ſo iſt wohl nicht 
zu zweifeln, daß die Stadt auf das ſehr annehmbare 
Erbieten eingehen werde. — Der Begründer und Di⸗ 
rektor des orthopädiſchen Inſtituts auf der 
Oranſenburger Chauſſee, Herr Krüger, errichtet jetzt 
ein zweites auf ‚feinem Grundſtücke bel Zehlendorf, 
zwiſchen Berlin und Potsdam. — Die Baulichkeiten 
ſind bereits ſo weit vorgefchritten, daß die Eröffnung 
dieſer neuen Anſtalt mit Anfang künftigen Jahres in 
Ausficht ſteht. Der Unternehmer bezweckt hiermit ber 
fonders,, feinen Patienten den Votthell der heilſam 
wirtenden Landluft zu gewähren. — Ein hieſiger un⸗ 
ternehmender Bäckermeiſter beabſichtigt, in der unmit⸗ 
telbaren Nähe der Hauptſtadt eine großartige Dampf. 
bäderei zu errichten, um ben Barohnan der Stadt 


„drei Weltkugeln“ Theil zu nehmen. — Es beſtätigt 
ſich ein anderweit verbreitetes Gerücht, daß ein Herr 


L. Spiegelthal, welchem in neuerer Zeit bereits 


mehrfache Miſſionen anvertraut waren, im Auftrage 
des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten vor 
einigen Tagen nach dem Orient abgegangen iſt. 
Sendung iſt, wie wir aus guter Quelle vernehmen, 
durch Mittheilungen veranlaßt, welche aus dem Orient 
zurückgekehrte, höchſt achtbare Reiſende preußiſcher Ab⸗ 
kunft über die dortigen handelspolitiſchen Verhältniſſe 
überbrachten. Man entnahm daraus, daß die Vertre⸗ 
tung Preußens im Verhältniß ſelbſt zu der von der 
Schweiz daſelbſt ſehr ungenügend genannt werden 
müſſe. Es ſind nämlich zur Beſetzung preußiſcher Con⸗ 
ſulatſtellen und zu Conſular⸗Agenten bisher in Syrien 
und Aegypten durchweg nur Türken genommen wor⸗ 
den, die natürlich, ſelbſt wenn ſie den Willen dazu ha⸗ 
ben, die hieſigen Intereſſen niemals wahrzunehmen ver⸗ 
mögen. Der Miniſter v. Schleinitz ſcheint dieſem 
Uebelſtande allgemeinere Abhilfe zuwenden zu wollen. — 
Der Handelsminiſter hat ſoeben den Beamten des hieſigen 
Hof⸗Poſtamts den früheren Unterſtaatsſekretär Herrn 
v. Pommereſche als ihren künftigen Chef vorgeſtellt. 
Die Vermuthung, daß dem unter Herrn v. Nagler ſo 
einflußreichen Herrn Schmückert dieſe Stelle zu Theil 
werden würde, iſt ſonach unbeſtätigt geblieben. — 
Die Polizei hat hier neuerdings bei einem Kleiderma⸗ 
cher Namens Fromme über 700 ſcharfe Patronen, 
ſowie mehrere demokratiſche Flugſchriften fortgenommen. 
Die Patronen ſollen bei Gelegenheit des Zeughaus⸗ 
ſturmes geraubt ſein. Fromme hat bei ſeiner Verneh⸗ 
mung angegeben, ſie von einer ihm unbekannten Per⸗ 
fon erhalten zu haben. Der Fall wird wahrſcheinlich 
vor das Geſchworenengericht kommen. — Man erwar⸗ 
tet in Kurzem eine neue Verordnung über die Thea⸗ 
ter⸗Polizei. Dieſelbe ſoll, wie wir hören, im Haus⸗ 
miniſterio bereits fertig vorliegen. Es herrſchen nur 
noch darüber Bedenken, ob man dieſelbe im Verwal⸗ 
tungswege ſofort publiziren, oder als ordentliches Ge⸗ 
ſez vorher vor die Kammern bringen will. — In 
der Kammer zirkulirte heute das, wie es ſcheint, 
aus dem Miniſterio des Auswärtigen gekom⸗ 
mene Gerücht, daß eine franzöſiſche und eine 
engliſche Flottenabtheilung nach der Levante un⸗ 
ter Segel gegangen wären. 

C. B. Die „Wehr: Zeitung“ ſtellt die Opfer, 
welche die Inſurrektionen in Deutſchland ſeit dem 
18. März v. J. gefordert haben, mit Zugrundelegung 
theils amtlicher, theils ſonſt beglaubigter Berichte zu⸗ 
ſammen. Daß auch der Krieg gegen Dänemark zu 
den Inſurrektionen gezählt wird, kann nach dem Cha⸗ 
rakter dieſes Blattes nur in der Ordnung gefunden 
werden. Die Zahl der gefallenen „Aufſtändiſchen“ iſt 
nur annähernd angegeben. Der Kampf in Berlin 
am 18. und 19. Mär; hatte unter den Todten 
3 Offiziere, 17 Untetoffiztere und Gemeine, unter den 
Verwundeten 14 Off., 240 Untetoff. und Gemeine; 
Aufſtändiſche getödtet 250, — Poſen im Aptil und 
Mai 1848: Todte, 4 Off, 105 Gem. und Unteroff., 
1500 — 2000 Aufſtändiſche; Verwundete, 17 Off., 328 
Unteroff. u. Gem. — Erfurt: Todte, 4 Unteroff. u. 
Gem., 24 Aufſt.; Verw., 1 Off., 8 Unteroff. u. Gem. 
— Frankfurt a. M. am 18. Sept. 1848: 3 Off., 
4 Unteroff. u. Gem., 35 Aufft. todt; 18 Unteroff. u. 
Gem. verwundet. — Dresden: Todte, 2 Off., 7 Un⸗ 
teroff. u. Gem., 350 Aufſt.; Verw., 39 Untenoff. u. 
Gem. — Breslau im Jahre 1849: Todte, 3 Off., 
4 Unteroff. u. Gem., 12 Aufſt.; Verw., 1 Off., 17 
Unteroff. u. Gem. — Iſerlohn: Todte, 1 Off., 6 
Unteroff. u. Gem., 70 Aufſt.; Verw., 10 Unteroff. u. 
Gem. — Elberfeld: 1 Off. todt. — Schleswig 
im Jahre 1843: Todte, 8 Off., 72 unteroff. u. Gem. 
Verw., 23 Off., 353 Unteroff. u. Gem. Schleswig 
1849: 6 Off., 11 Unteroff. u. Gem. tobt, 20 Off. 
57 Unteroff. u. Gem. verw. Baden: 9 Off., 
118 Unteroff. u. Gem tobt; 24 Off., 52 Gim. u. 


Unteroff. verw. Die Zahl der Aufſtändiſchen iſt weder 
bei Schleswig noch bei Baden angegeben. In Summa 
find 40 preuß. Offiziere und 348 Unteroffiztere und 
Gemeine getödtet, und 100 Offiziere, 1614 Unteroff. 
und Gemeine verwundet worden. 

C. B. [Zum Wahlgeſes für die erſte Kam: 
mer.] Als der Verfaſſungsentwurf des Miniſteriums 
Camphauſen die Wählbarkeit zur erſten Kammer der 
preußiſchen Monarchie u. A. an die Bedingung eines 
jährlichen Einkommens von 8000 Rthl. knüpfte, wur⸗ 
den bekanntlich mannigfache Zweifel über das Vorhan⸗ 
denſein einer genügenden Anzahl ſolcher Achttauſend⸗ 
Thalermänner in Preußen laut. Bei der Reviſion 
des die Kammern betreffenden Abſchnittes der Verfaſ⸗ 
fung vom 5. Dezember v. J. iſt jener Vorſchlag von 
mehreren Abgeordneten wieder aufgenommen und bei 
dieſer Gelegenheit der Nachweis verſucht worden, daß 
die Zahl der Staatsbürger, welche ein reines jährliches 
Einkommen von mehr als 8000 Rthl. aus ihrem 
Grundbeſitz beziehen, ſehr bedeutend ſei. Man wollte 
mit dieſer Thatſache zugleich den Beweis führen, daß 
Preußen ſo gut wie England die Elemente einer erb⸗ 
lichen Pairie habe. In dem Bericht, welchen Beckerath 
Namens der Kommiſſion abgefaßt hat, wird jene That⸗ 
ſache nicht beſtritten; allein es wird dagegen geltend 
gemacht, es laſſen ſich die Inſtitution einer erblichen 
Pairie nicht künſtlich ſchaffen, obſchon die Vorgänge 
einer ſolchen, namentlich „ihr konſervativer und dadurch 
der Volksfreiheit günſtiger Einfluß auf das Staats⸗ 
leben nicht zu verkennen ſei;“ fie ſel nur da lebens⸗ 
fähig, wo ſie ſich auf hiſtoriſchem Wege entwickelt habe, 
und wo ſie durch ihren innern Zuſammenhang mit 
den Zuſtänden des Landes als ein nothwendiges Ele⸗ 
ment der Verfaſſung erſcheine. „In England habe der 
große Grundadel einen gewiſſen Antheil an der öffent⸗ 
lichen Macht ſtets zu bewahren gewußt, er habe ſeinen 
Einfluß benutzt, um gegenüber dem Streben der Krone 
nach abſoluter Gewalt, die politiſche Freiheit des Lan⸗ 
des zu gründen und auszubilden, und ſei hierdurch fo 
mit dem Volksleben verflochten, daß die engliſche Pairie 
noch heute trotz mancher veränderter Verhältniſſe eine 
feſte Stütze in der öffentlichen Meinung habe. In 
Deutſchland hingegen habe die Fürſtengewalt die Macht 
des Grundadels vollſtändig gebrochen, feine politifche 
Bedeutung ſei immer mehr geſunken und ſein Anſehen 
am wenigſten dadurch zu heben geweſen, daß er, un⸗ 
gleich den großen Familien Englands, dem Streben 
der letzten Jahrzehnte nach freieren Verfaſſungszuſtän⸗ 
den nicht allein — mit anerkennenswerther Ausnahme, 
— ſeine Mitwirkung entzogen, ſondern ſich ſelbſt auf 
Seite Derjenigen geſtellt habe, die die politiſche Ent⸗ 
wickelung zu hemmen ſuchten. So ſchreibe man es in 
Preußen zum Theile dem Einfluſſe der Ariſtokratie zu, 
daß im Jahre 1823 nicht die im Jahre 1815 ver: 
heißene reichsſtändiſche Verfaſſung, ſondern ſtatt der⸗ 
ſelben die provinzialſtändiſche eingeführt wurde.“ Es 
wird dann noch auf die Unpopularität des Grundadels, 
auf „die Gewöhnung, in dem großen Grundadel den 
Gegner der Volksfreiheit zu erblicken“, hingewieſen, 
um darzuthun, daß eine aus ihm hervorgehende erb⸗ 
liche Pairie nur verderblich wirken könne. Auch die 
Aufhebung der Fideicommiſſe wird als ein Bedenken 
gegen die Errichtung einer Grundadelspalrle geltend 
gemacht. Der Vorſchlag, der wahrſcheinlich in der 
Plenardiskuſſion beider Kammern von dem ariſtokra⸗ 
tiſchen Fraktionen mit großer Feſtigkeit wieder in die 
Erörterung gemacht werden wird: die erſte Kammer 
zu ½ mit dem Recht der Vererbung dieſer Würde 
auf die männlichen Descendenten nach den Regeln der 
Erſtgeburt durch den König aus der Zahl derjenigen 
Staatsbürger ernennen zu laſſen, welche ein reines 
jährliches Einkommen aus ihrem Grundbefig beziehen. 
— Dieſen Vorſchlag hat die Kommiſſion mit 14 ge⸗ 
gen 6 Stimmen verworfen. Ein gleiches Schickſal 
hatten eine Anzahl anderer Vorſchläge, welche, von 
Modifikationen abgeſehen, mit dem erwähnten darin 
zuſammentreffen, daß ſie ein Drittel der erſten Kam⸗ 
mer durch den König ernannt wünſchen. In der Er⸗ 
höhung der Zahl der gegenwärtigen Mitglieder dieſer 
Kammer von 180 auf 240 ſtimmen ſie ſämmtlich 
überein. Dieſen Vorſchlaz hat denn auch die Majo⸗ 
rität adoptirt, welche die Kammer 1) aus den Prinzen 
des königlichen Hauſes, ſobald ſie 18 Jahr alt gewor⸗ 
den, und 2) aus 240 ſolchen Mitgledern zuſammen⸗ 
geſetzt wiſſen will, die zu / von den Kreisvertretern, 
zu % von den 200 höchſtbeſteuerten Grundbeſitzern 
jeder Provinz zu wählen ſein ſollen. 

C. B. Heut früh gegen 8 Uhr iſt Klapka mit 
feinem frühern Adjutanten und 2 andern Ofſizieren 
des ungariſchen Inſurgentenheeres hier durch mit dem 
Berlin » Hamburger Bahnzuge nach Hamburg abge⸗ 
reiſt, um ſich von dort nach England zu begeben. 
Heut Abend wird ein Transport von 70 bis 80 Of⸗ 
ſizieren erwartet. Ein Rittmeiſter, der als früherer 
Adintant Arthurs v. Görgey "bezeichnet wurde, und 
ein Major der magpariſchen Armee find geſtern hier 


kommen. Auf dem Bahnhofe, auf welchem 
Flammen ſäulen auf hohen Sockeln, auf ihren Spi⸗ 


die unglü dlichen Reifenden ankommen, wie auf dem, 
von welchem fie ihre Weiterreiſe antreten, finden ſich 
feit mehreren Tagen zahlreich Neugierige und Theil⸗ 


2634 


nehmende aus allen Klaſſen ein. — Zwiſchen der al⸗ 


z 
— — 
. 


ten und der neuen Verwaltungsdehörde der hieſigen 


jüdiſchen Gemeinde beſteht ein Zerwürfniß, zu 
deſſen Schlichtung jetzt eine ſchieds richterliche Kommiſ⸗ 
fion aus den HH. geh. Komm.⸗Rath Friedemann, 
geh. Rath J. W. Meper und Alex. Mendels⸗ 
fon zufammengefegt worden iſt. Dieſe Kommiſſion 
hat ſich den Abgeordneten Juſtizrath Geppert, als 
einen der angeſehenſten hieſigen Rechtsanwälte, zum 
juriſtiſchen Affiftenten erſehen. — Der Treubund 
hat jetzt ein Haus in der Friedrichsſtraße angekauft 
und geſtern mit dem Bau eines großen zur Aufnahme 
von mehreren Tauſenden ausreichenden Saales den 
Anfang gemacht. 

C. C. Dem Vernehmen nach wird am 18. d. 
M. ein Kapitel des ſchwarzen Adlerordens 
gehalten werden. Man ſagt, daß Graf Branden⸗ 
durg und General v. Wrangel mit dieſem Orden 
dekorirt werden würden. 

[Der engere deutſche Bund.] Das Bündniß 
des neuen unter Preußens Vortritt ſich bildenden 
Staatenvereins ftügt ſich auf drei in einem engern 
Verein oder Verband gebrachte Verhältniſſe. Es ſind 
dieſes 1) die Gründung eines gemeinſchaftli⸗ 
chen Militärverhältniffes, oder wenn man will, 
Militärſtaates, durch Annahme gleicher Organiſirung 
der Truppen, des Dienft- und des Exerzier⸗Reglements, 
der Vorſchriften der Militär- Gerichtsbarkeit u. ſ. w. 
(Zugleich ſetzt man hinzu, daß die Stabsoffiziere der 
Truppen der kleineren Staaten, wenn ſie den Rang 
eines Brigadiers erreicht haben, der preußifhen Gene⸗ 
ralität angereiht oder ganz in dieſelbe einrangirt wer⸗ 
den ſollen. Das wäre allerdings ſehr wichtig und 
eingreifend in den Organismus des Ganzen und den 
ihm einzuhauchenden Geiſt.) Welchen hohen Werth 
die preußiſche Regierung gerade in dieſem Augenblick 
auf ein ſolches Verhältniß legt, davon gab uns noch 
neulich die Antwort, welche der Prinz von Preu⸗ 
ßen auf die Anrede des Präſidenten der erſten Kam⸗ 
mer ertheilte, einen deutlichen Beweis. Man findet, 
von oben herab, mehr wie je nur in dem Organis⸗ 
mus des Heeres und in dem darin herrſchenden Geiſte 
eine ſichere Bürgſchaft für die weitere Entfernung der 
Gefahren, in denen Deutſchland ſchwebte und noch 
ſchwebt. 2) Gleiche Verhältniſſe im Handel 
und Wandel, im öffentlichen Verkehr mit dem In⸗ 
und Auslande, oder mit andern Worten, der Vereins⸗ 
ftanten unter einander oder der einzelnen Bundeslän⸗ 
der mit fremden Staaten, durch gemeinſchaftliche Hans 
delsgeſetzgebung, gleiches Wechſelrecht, gleiche Münzen, 
Maaße und Gewichte, in Beziehung auf die Zölle und 
Steuern, ſoweit die Eigenthümlichkeiten der einzelnen 
Staaten, ihre Verhältniſſe und ihre geographiſche Lage 
es zulaſſen oder ihren Bedürfniſſen nach es fordern. 
In dieſen Fällen ſollen beſondere Verträge der betref⸗ 
fenden Staaten mit dem Bunde geſchloſſen werden. 
3) Die Preußen zufallende Vertretung der 
diplomatiſchen Geſchäfte des Bundes und der 
einzelnen Mitglieder deſſelben, wie der Handels⸗Inter⸗ 
eſſen in Deutſchland und in⸗ und außerhalb Europa, 
im Wege der Geſandtſchaften und Konſulate. Zu die⸗ 
ſem Zweck wird Preußen nach wie vor bei den Megier 
rungen aller großen Staaten ſeine bevollmächtigten 
Miniſter, Reſidenten und Geſchäftsträger, denen neben 
den preußiſchen oder mit den preußiſchen, nun auch 
die Wahrnehmung der Intereſſen des Bundesſtaates 
obliegt, halten, und die General⸗Konſulate, Konſulate 
und Agenturen ſollen da, wo es das neue Verhältniß 
erheiſcht, vermehrt werden. Hamb. E.) 

Potsdam, 16. Oktober. [Die Feierlichkeiten 
zur Begrüßung Seiner königlichen Hoheit 
des Prinzen von Preußen! endeten heute Abend 
mit einer glänzenden Erleuchtung der nächſten Umge⸗ 
gend von Babertsberg. Auf dem Wege dorthin, den 
Tauſende von Menſchen durch das berliner Thor zu 
Fuß zurücklegten, erſchienen viele Häuſer feſtlich er⸗ 
leuchtet. Auch das ſchöne Gebäude der Huſaren⸗Ka⸗ 
ſerne war mit zwei transparenten Glückwünſchen ge⸗ 
ſchmückt. Von Weitem ſah man ſchon die rieſengro⸗ 
ßen Flammenpfeiler der Glienicker Brücke in die Höhe 
ſtreben. Um Unglück zu vermeiden, war das Fahren 
und Reiten auf der Brücke gänzlich verboten. Die 
Zuſchauer hatten alſo Muße genug, die ſo ſchöne 
Ausſicht von hier aus bei Lampen⸗ und Pechfeuer⸗ 
glanz zu genleßen. Der Brücke gegenüber war der 
Springquell in ſteter Bewegung, bald von grünen, 
bald von rothen Feuerflammen vom Schloß bis hinab 
zum Ufer erleuchtet. Längs dem linken und rechten 
Ufer brannten helle Feuer in Pechkörben, auf unzäh⸗ 
ligen ins Waſſer eingerammten Pfaͤhlen befeſtigt. 
Auch der ganze Strand längs Babertsberg war mit 
Feuern befät, fo daß dieſe mit jenen und den auf der 
Brücke angebrachten brennenden Pechpfannen einen 
einzigen Flammenkreis bildeten. Hunderte von Käh⸗ 
nen wogten, mit Zuſchauern gefüllt, auf dem Waſ⸗ 
ſer. An beiden Enden der Glienicker Brücke erhoben 
ſich die über 100 Fuß hohen halbrund geſtalteten 


ben ein Flammenkreuz tragend. In der Mitte 
ſchwebte ein transparenter Adler mit der Unterſchrift 


P. v. P. an den Maſten dicht hinter der Brücke lie⸗ 
gender Schiffe. Dies wahrhaft impoſante Schaufpiel 
zu beleben, ſpielten zwei Muſikchöre an den beiden 
Brückenpfeilern, faſt übertönt von dem Geräuſch der 
auf der Brücke hin und her wogenden Menge. Ka⸗ 
nonenſchläge donnerten durch die Luft und wälzten 
ihre Echos an die nah liegenden Anhöhen. Unzählige 
Hurrahs erklangen und begleiteten den auf dem Waſ⸗ 
ſer herannahenden und die Brücke in Augenſchein 
nehmenden Prinzen vom jenſeitigen Ufer bis zur 
Brücke, und von der Brücke zurück bis ans jenſeitige 
ufer. — Auch Se. Maj. der König nahmen dieſes 
großartige Schauſpiel in Augenſchein; deshalb die 
abermalige Beleuchtung des Schloſſes mit bengaliſchem 
Feuer. Das Militär hatte keinen Antheil an dieſer 
Feſtlichkeit, die allein von Seiten der Stadt und dem 
hierzu erwählten Comité zum feſtlichen Empfange des 
Prinzen veranſtaltet wurde. Herr Stadtrath Hecker 
hielt die Rede der zur Begrüßung auf Schloß Ba⸗ 
bertsberg entſandten Deputation an Se. königl, Ho⸗ 
heit den Prinzen von Preußen. (D. Ref.) 

Münſter, 14. Okt. [Temme.] Nachfolgendes 
Schreiben des Ober⸗Staatsanwaltes vom Appellations⸗ 
gericht zu Berlin iſt heute an Temme eingegangen: 

„Ich benachrichtige Sie, Herr A. G. Direktor, hierdurch, 
daß die Rathskammer des hieſigen königl. Stadtgerichts 
dem Antrage, Sie wegen Ihrer Betheiligung bei Faſſung 
und Ausführung des Steuerverweigerungs⸗Beſchluſſes der 
aufgelöſten Nationalverſammlung vom 15, Nov. v. J. in 
Anklageſtand zu verſetzen, nicht beigetreten iſt, daß ich von 
dem weitern Verfahren gegen Sie Abſtand genommen, und 
unterm heutigen Tage an Se. Excellenz den Juſtizminiſter 
Bericht erftattet habe, um das Röthige wegen Aufhebung 
der von dem Kriminalſenat des königl. Oberlandesgerichts 
zu Münſter durch Beſchluß vom 23. Dezember v. J. wider 
Sie verhängten Amtsſuspenſion zu veranlaſſen. Berlin, den 
11. Oktober 1849. (gez.) Sethe.“ 

In Bezug auf die jetzt gegen denſelben vielverfolg⸗ 
ten Mann ſchwebende Unterſuchung, wegen Theilnahme 
an den Stuttgarter Beſchlüſſen, habe ich erfahren, daß 
das Stuttgarter Kriminal⸗Amt die Verhörung der Zeu⸗ 
gen in dieſer Sache weigert. (Nat. Z.) 


Deut ſchland. 

Frankfurt a. M., 15. Okt. [Tagesbegeben⸗ 
heiten.] Zur Vorfeier des heutigen Geburtsfeſtes 
Sr. Maj. des Königs von Preußen führten geſtern 
Abend 7½ Uhr die Muſikchöre des in Sachſenhauſen 
kaſernitten Jaͤger⸗Batalllons und des Frankfurter Li⸗ 
nien⸗Bataillons eine Serenade unter den Fenſtern der 
am Roßmarkt belegenen Wohnung des Geuerals von 
Koch aus, welcher bekanntlich dermalen mit dem Ober⸗ 
befehl der in Frankfurt und in der Umgegend dislo⸗ 
zirten preußiſchen Truppen betraut iſt. Eine halbe 
Stunde ſpäter durchzog ein muſikalſſcher Zapfenſtreich, 
woran die hier befindlichen beiden preußiſchen Muſik⸗ 
höre Theil nahmen, die Hauptſtraßen der Stadt; bei 
der Reveille von heute Morgen aber wirkten ſämmt⸗ 
liche vier Muſikchöre mit. — Zur großen Parade⸗ 
muſterung der vorberegten preußiſchen Truppen, welche 
General v. Koch abnahm, hatten ſich auf dem großen, 
vor dem Untermain⸗Thor belegenen Uebungsplatze die 
preußiſchen Truppen eingefunden. Nach beendigtem 
Gottesdienſte feuerte die Artillerie 101 Kanenenſchüſſe 
ab, worauf ein dreimaliges Lebehoch und Hurrahruf, 
der corpsweiſe erfolgte, weithin die Lüfte erfüllte. — 
Bezeichnend für die Geſinnung eines großen Theis 
unſerer Bürger iſt, daß ſie den bei ihnen einguartier⸗ 
ten preußiſchen Soldaten einem jeden eine Flaſche Wein 
vorſetzten, um ſolche auf das Wohl ihres Monarchen 
zu leeren. Die preußiſchen Offiziere haben ein Bankett 
im großen Saale des Weidenbuſches veranſtaltet. — 
Mit Hinſicht auf unſere gegenwärtigen Zuſtände ver⸗ 
dient Erwähnung die Antwort, welche der ältere regie⸗ 
tende Bürgermeiſter der freien Stadt einer Deputatlon 
angeſe hener Bürger ertheilte, die ſich vorgeſtern zu ihm 
begab, um wegen der auf ihnen bürdenden Laſt der 
Einquartierung Vorſtellung zu machen. „Sie möch⸗ 
ten“ — fo lautet die Antwort ungefähr — „Ih nur 
bis zum 16ten d. M. gedulden, wo ein höchſt erfreu⸗ 
liches Ereigniß für Alle eintreten werde.“ (Ref.) 


München, 14. Oktober. [Baieriſche Anſich⸗ 
ten.] Die Reiſe des Freiherrn v. Kneſ ebeck 9 4 


Hannover hat den Zweck, welchen wir damals, 
ſie erfolgte, aus guter Quelle andeuteten, nicht Bi 

fehlt, ſondern vollkommen erreicht. Es 25 N l er 
Leute, welche triumphirend verſichern, der m on 
Hannover werde fortan nur mit Oeſtet ch ge⸗ 
hen. Daß Sachſen, Baiern, e 20 
daſſelbe thun würden, verſtehe ſich un ſt. In 
den Kreiſen, welche ſich mit dieſen Aeußer m tragen, 
ſpricht man von einem ſyſtematiſches olirungsplan, 
deffen Schläge man Preußen unter den Auſpizien der 
ruſſiſch⸗ oͤſterreichiſchen Diploma zugedacht haben 
fol. Die Hegemonie Preußens ſei glücklich überwun⸗ 
den durch das neue Proviſorium. Nun müſſe das 
Proviſorium benutzt werden, um jede volkstbüm⸗ 
liche Geſtaltung eines engeren oder ganzen Deutſch⸗ 
lands unmöglich zu machen, und fomit auch jede 
Machtvergrößerung Preußens im Keim abzuſchneiden. 

a (Fortſetzung in der Beilage.) 
3 — —̃ 2 — 
Mit einer Beilage. 


t Gortſetzung.) 
Man müſſe Preußen gänzlich ſſollren. 
ſche Wunde, als der größten Popularität in Deutſch⸗ 
land ſich erfreuend, ſei für Preußen offen zu erhalten. 
Es mäſſe ſich unter ſolchen Umſtänden bei l 
des Reichstages zeigen, ob Preußen den Muth haben 
werde, konſequent vorzugehen. (Reform.) 
Naſtatt, 13. Oktober. [Standgericht.] Die 
heutigen Verhandlungen des hieſitgen Standgerichts bes 
zogen ſich auf die Soldaten Gerhart und Doll vom 
früheren erſten Infanterie⸗Regiment. Beide wurden 
der Meuterel, Treuloſigkeit und der Theilnahme am 
bewaffneten Aufruhr beſchuldigt. Der Staatsanwalt 
hatte für beide den Antrag auf 10 Jahre Zuchthaus 
geſtellt. Das Gericht jedoch ſprach, und obgleich der 
Staatsanwalt gegen den Präſidenten ausdrücklich gel⸗ 
tend machte, daß über feinen Antrag nicht hinaus ger | 
Zane werden könne, nur gegen Doll die 10jährige 
uchthausſtrafe, dagegen mit 4 gegen 2 Stimmen ge⸗ 
gen Gerhart die Todesſtrafe aus. Weill das Urtheil 
nicht einſtimmig gefaßt iſt, wird zuvörderſt die Geneh⸗ 
migung des Krlegsminiſteriums eingeholt werden. — 
Durch Bevollmächtigte der Regierung werden gegen⸗ 
wärtig in allen Kreiſen des Großherzogthums alle 93 
fentlichen und den Gemeinden irgend entbehrlichen Ge⸗ 
äude beſichtigt, zum Zwecke, darin die preußſſchen 
Truppen, welche als Beſatzung unſeres Landes dadlei⸗ 
ben, definitiv zu kaſerniren, alſo die Einquartierungs⸗ 
laſt möglichſt zu erleichtern. (D. 3.) 
Dresden, 17. Oktober. [Reife des Königs. 
Bünftiger Ausfalt der Dresdner Wahlen.] 
Der König iſt geſtern Abend von einer Rundreise 
im Lande, auf der ihn die Prinzen Johann, Albert 
und Georg begleiteten, in Pillnitz wieder einge⸗ 
troffen. Zweck dieſer Reife war die Beſichtigung 
der Bauten auf der ſächſiſch⸗bafriſchen und auf der 
Chemnig-Rifaer Eiſenbahn, und die Muſterung des in 
Chemnig ſtatlonſrten Leibinfanterie⸗Regiments. Der 
Empfang des Königs war überall kalt, beſonders auf 
den Straßen von Chemnitz; dagegen empfing ihn im 


Chemnſtzer Theater ein ſtürmiſcher Jubeltuf. In Dö⸗ Müller, hat nicht verfehlt Auffehen zu erregen. Der: 


bein wurde ihm von einer Dame ein koloſſaler Veil⸗ 
chenſtrauß überreicht. In Leipzig, wo es bei der letz⸗ 
ten Anweſenheit des Königs zu den ſkandalöſeſten Sce⸗ 
nen kam, indem ein Haufe Geſindel ihn pfeifend und 
ſchreiend vom Theater nach dem Blumenberge beglei⸗ 


Beilage zu 
1 | . 5 


Die ſchleswig⸗ 


“ 


reitag den 19. Oftober 1849. 


des Reichstags gefchloffen werden könne; und „Flyve⸗ 
poſten“ erinnert, daß der König ſich vorbehalten, in 
dringenden Umſtänden den alten Reichstag wieder 
zu berufen. £ 

Oeſterrei ch. 

Wien, 15. Oktbr. [Die Hinrichtungen in 
Ungarn und deren Folgen.] Der Vater des in 
Arad mit dem Strang hingerichteten dreißigjährigen 
Inſurgenten⸗Generals Graf Leiningen⸗Weſterburg, 
ein Greis von 80 Jahren, der hier als Feldmarſchall⸗ 
Lieutenant lebte, und Ober⸗Lieutenant in der k. k. Ar 
cieren⸗Leibgarde war, iſt gebeugt von dem ſchrecklichen 
Schickſal feines Sohnes dem Tode in die Arme geſun⸗ 
ken. Der alte Krieger ſtand als Ober⸗Lieutenant in 
holländiſchen und fpäter in franzöſiſchen Dienſten, als 
er 1791 beim Sturz der Monarchie Frankreich verließ 
und nach Deutſchland zurückkehrte, wo er als gemei⸗ 
ner Soldat in das öſterreichiſche Heer eintrat und zwar 
in das Jägerkorps Le Loup. Auch er ſtarb als ein 


Opfer der ungariſchen Revolution. — Der ungariſche 


Regierungskommiſſär Iranpi, der längere Zelt un⸗ 
erkannt in Grätz gelebt, ward entdeckt und im Gaſthof 
zum Elephanten nächſt der Murbrücke verhaftet. Auf 
die telegraphiſche Anfrage beim Miniſterium kam die 
Weiſung, den Gefangenen unter militafriſcher Eskorte 
hieher zu dringen, was denn auch geſchah, ſo daß 
Itanyi bereits zu den Bewohnern des Stabsſtockhau⸗ 
ſes gehört. Wenn ſich nicht beftätigen ſollte, was 
heute ziemlich allgemein behauptet wird, daß der Kai⸗ 
ſer befohlen habe, mit dem Vollzug der Todesurtheile 
in Ungarn Einhalt zu thun, fo dürfte auch Iranpi 
am Galgen enden, denn derſelbe gehörte zu den thä⸗ 
tigſten und intelligenteften Führern der patriotiſchen 
Partel. Da jedoch Perenpi, der Präſident des Ober: 
hauſes, und Stuller, der Geheimſekretär Koſſuths, 
welche zum Tode verurtheilt, im Neugebäude zu Peſth 
bis jetzt vergeblich der Vollſtreckung des Urtheils hars 
ren, ſo kann man immerhin annehmen, daß jenes Ge⸗ 
rücht nicht ohne Begründung ſel, — Die Verhaftung 
eines Mannes im Park zu Schönbrunn, Namens 


ſelbe haranguirte das luſtwandelnde Publikum im po⸗ 
litiſchen Sinn und hielt bald dem Hofe glühende 
Strafpredigten, bald perorirte er gegen die Verirrun⸗ 
gen des Zeitgeiſtes; der Mann, ein Kleiderpuger feines 


. 244 der Breslauer Zeitung. 
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von Entrepots begegnet werden, da für biefe in d. 
neuen Hauptmauthgebäude großartige Räume vorberel⸗ 
tet find, Bis jetzt war es damit ſehr ſchlecht beftellt, Leb⸗ 
haft beſchäftigt die heute offiziell bekannt gemachte 
ratiſtzirte Uebereinkunft zwiſchen Oeſterreich und Preu⸗ 
ßen dezüglich der neuen Zentralgewalt.) Da es mit 
Ausnahme Preußens und Oeſterreichs, welche je zwei 
Abgeordnete zu der aufzuftellenden Bundeskommiſſion 
entfenden, den Übrigen Regierungen überlaſſen iſt, ſich 
einzeln oder gemeinſchaftlich vertreten zu laſſen, ſo 
leuchtet daraus hervor, daß hierbel die Beſtimmungen 
der alten Bundesakte feſtgehalten wurden. — Man 
iſt hier noch nicht genau unterrichtet, von welchen 
Perſonen Oeſterreich bei der neuen Zentralgewalt vers 
treten fein wird. Man nennt die Namen des F Me. 
v. Schönhals und des Baron Kübeck, und ſollten 
ſie ſich beſtätigen, ſo kann man dieſe Wahl in jeder 
Hinſicht eine glückliche nennen. F Me. Schönhals 
iſt ebenſo mit den deutſchen Zuftänden als mit dem 
Öfterreichifchen Heerweſen vertraut, während feine Ges 
wandtheit und feine Umſicht im diplomatiſchen Ver⸗ 
kehr von gleichem Nutzen iſt. Baron Kübeck hat 
durch den im Jahre 1815 ſchon gefaßten Plan einer 
Handelseinheit bewieſen, welchen Intereſſen er feine 
Aufmerkſamkelt widmen wird. 

* Wien, 16. Oktbr. (Verſchiedenes.] Feld⸗ 
Zeugmeiſter Haynau hat für die Dauer ſeiner Abwe⸗ 
ſenheit den Feldmarſchall⸗Lieut. Fürſten Franz Lich⸗ 
tenſtein zum Interims⸗Kommandirenden im Königreich 
Ungarn und Siebenbürgen deſignirt. Letzterer hat ſeit 
vorgeſtern das Kommando übernommen. — Der Tag 
der Abreiſe Sr. Maj. des Kaiſers nach Prag iſt 
zwar noch nicht bekannt, allein ſie dürfte ſchon dieſer 
Tage erfolgen. — Der ehemalige Finanz⸗Minſſter 
v. Kübeck iſt beſtimmt, als außerordentlicher Geſand⸗ 
ter in Frankfurt zu fungiren, während Feldmarſchall⸗ 
Lieutenant v. Schönhals alldort die militätiſchen 
Angelegenheiten zu vertreten hat. General Benedek 
wird dem Marſchall Radetzky nach Italien folgen und 


die Stelle des Feldzeugmeiſters v. Heß vertreten. 


N. B. Wien, 17. Oktober. (Tagesbericht.] 
Herr v. Thom, k. k. Botſchaftsrath in Paris, und 
Graf Lerchenfeld, k. baieriſcher Geſandter in Berlin, 
find hier angelangt. — Der ungarifche Exminiſter der 


Finanzen, Duſcheck, iſt unter Militäreskorte hier ein⸗ 


Handwerks, ward als verrückt erkannt und gewaltſam 
beſeitigt, wie denn überhaupt der politiſche Wahnſinn 
in jüngſter Zeit vielfach zu Tage tritt. — Der Graf 
Louis Bathpany wurde, wie behauptet wird, bloß 


tete, verweilte der König diesmal nur anderthalb Stun⸗ 
den bis zum Abgange des bairiſchen Bahnzuges. — 
Die Wahlen für Dresden ſind ſo eben beendet, und 


getroffen und in einer Privatwohnung abgeſtiegen, wo⸗ 
ſelbſt er beaufſichtigt wird. — Die heutige Wiener 
Zeitung enthält einen Theil der beſonderen Beſtimmun⸗ 


die konſervativ⸗liberale Partei hat durchweg] in Ermangelung Koſſuths hingerichtet. Uebrigens iſt 


den Sieg davon getragen; Prof. Wagner, früher 
eins der bedeutendſten Mitglieder des deutſchen Ver⸗ 
eins hat den Prof, Wigard mit 27 Stimmen Majo, 
rität geſchlagen; Oberſt von Frideriei hat 89 Stim⸗ 
men mehr als fein Gegner; der Staatsminiſter a. D. 
von Carlowib und die ehemaligen Miniſter Held, 
Weinlig und von Ehrenſtein haben alle ſehr be⸗ 
deutende Majoritäten. 

Menftrelig, 14. Oktober. (Erklärung.] Nach der 
„Neustr. 3.“ iſt es dem Strelitzſchen Gouvernement 
nie eingefallen, auf die Einführung einer Repräſenta⸗ 
tiv⸗Vrrfaſſung zu verzichten eder eine derartige Er: 
klärung abzugeben. 

Hamburg, 15. Oktober. [Zur Feier des Ge⸗ 
burtstags des Königs von Preußen] war heute 
eine große Parade der Hier befindlichen preußlſchen 
Truppen. Der General⸗Mafor von Hahn hielt die 
Parade ab. Da das Wetter ſehr günſtig war, ſo zog 
dieſes milſtärſſche Schauſplel eine unabſehbare Menge 
Schauluſtiger herbei, die alle die ſchoͤne Haltung der 
Truppen und das präzife Ausführen des Kommando's 
und der militäriſchen Bewegungen bewunderten. — 
dle allgemein heißt, wird Hr. H. v. Gagern in 

eſen Tagen hier eintreffen, (Ref.) 
Schleswig Holſteinſche Angelegenheiten. 
x Altona, 15. 3 Die „Hamb. Nachr.“ laſſen 
ſich unter dem 13. aus Schleswig ſchreiben, daß die 
preußiſche Beſazung in Eckernförde die Wachen einge⸗ 
zogen habe, welche die Wegführung der „Gefion“ 
verhindern ſollten; heute iſt ferner, wie der „Alt. M.“ 
meldet, die Nachricht eingetroffen, daß die „Geſion“ 
der deutſchen Marine von Eckern⸗ 
gebracht werden wird. 
Henebenbagen, 16. Oktober. Nachmittags. Belm 
d ere ſollen nach dem „Nleſte P.“ mebrerere Verän⸗ 

ungen bevorſtehen. Die Kavallerie ſoll ſtark ver⸗ 
dendett und die Artillerie anſehnlich verſtärkt wer⸗ 
das — Fäpdrelandet hatte die Beſorgniß ausgeſprochen, 
ade Danemark zum Frieden durch die Mi 
higt werden oder der Krieg ausbrechen könne, ehe 


u ch tag, der nicht vor Januar zuſammenkom⸗ 


durch 2 Dampfſchiffe 
Törde nach der Nordſee 


kann, verſammelt ſei. Dansk Tidskrift bemerkt, 
der Friede grundgeſetzmäßig nicht ohne Mitwirkung 


Machte ge⸗ S 


es nicht unintereſſant zu wiſſen, daß es ein Graf Ba⸗ 
thyany war, der Großvater des unglücklichen Premier⸗ 
miniſters, der auf dem melthiftorifchen Reichstag zu 
Preßburg, wo die Kaſſerin Maria Thereſia um Hilfe 
gegen das ſiegreiche Heer Frledrichs ht 


ſofort die ganze Magnatenverſammlung enthuftaftifc]. 


wiederholte. Die dankbare Monarchin ernannte den 
Grafen dafür 1748 zum Palatin von Ungarn. Die 
Mutter des Gerichteten war eine Gräfin Herberſtein 
und iſt erſt im Jahre 1838 geſtorben. — Seit einer 
Woche ereignen ſich faſt täglich im Umkreiſe der Nez 
ſidenz Feuersbrünſte, bei welchen Brandlegung faſt mehr 
als wahrſcheinlich iſt. 
andere Orte find, der Schauplatz diefer Greuel. 

N. B. Wien, 16. Oktober. [Tages bericht. 
Det Kaiſer hat dem Könige von Dänemark das 


Großkreuz des ungariſchen Stephans⸗Ordens verliehen. 


Der Erzherzog Albrecht iſt von Prag, ſo wie der 
Prinz von Coburg und der Herzog von Nemours 
hier angekommen. — Die Reduzirung der Armee 
iſt definitiv beſchloſſen. Die Mannſchaft mit Sjähriger 
Dienſtzeit und alle auf Kriegsdauer Angeworbenen wer⸗ 
den theils beurlaubt, theils entlaſſen. — Den hieſigen 
Bilderhändlern, Druckern, Lithographen und derlei Ge⸗ 
werbsleuten wurde der Verkauf und die Erzeugung von 
Portraits der ungariſchen Inſurgentenführer neuerlich 
ſtrengſtens und bei ſonſtiger kriegsrechtlicher Behand: 
lung unterſagt. — Seit einigen Tagen befördert die 
Nordbahn eine bedeutende Zahl der den Ungarn abge⸗ 
nommenen Kanonen und mehrere 100,000 Musketen 
und Piſtolen Über Gänſerndorf in die Feſtungen nach 
Böhmen. — In den Werkſtätten des hieſigen Münz⸗ 
Amtes entwickelt ſich ungemeine Thätigkeit. Die nicht 
unbedeutenden, in Ungarn geretteten Silbervorräthe 
werden in Scheidemünzen umgeprägt, gegen welche die 
in Umlauf befindlichen Münzſcheine & 6 und 10 Kr. 
eingewechſelt werden. — Zur Feſtſetzung gleichmäßiger 
Tarifſätze, wie ſie beim hieſigen Eiſenbahn⸗Kongreß zur 
prache kommen, bildet der noch immer ſchwankende 
Der unſerer Valuta ein erhebliches Hinderniß. — 
Der Verbindung zwiſchen der Nord und Südbahn 
mittelſt dem Schienenwege ſieht man binnen Kurzem 


entgegen. Dadurch wird auch dem fühlbaren Mang 


f re II. flehte, das uns | 
vergeßliche Moriamur pro Br nostra] tief, was 


Kornneuburg, Inzersdorf und 


ausgefertigt em 13, 


gen zur Durchfuhrung der Grundentlaſtung in Ober⸗ 
Oeſterreſch. — Die ruſſiſchen Trupen werden in 
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A zu genehm und da anzuordnen 
geruht haben, daß ba bchſtd ve . 
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12. d. M. und königlich Wa ass 1 185 * 
ationsu gegen⸗ 


e. kaiſerl, Hoheſt 
zu dieſer Uebereinkunft bereits ketheltt haben, 0 


er Urkunde, welche wortgetreu lautet, wie folgt: Zu 

ler un 20. Eeptdd. J. 1u Wien 1 de e, 
1 eußiſchen Re — 

gierung abgeſchloſſenen und vom Fürſten Schwarzenberg 


zu entſa⸗ 
gen und die Mir am deutſch 
Bundesverſammlung Er ler Kechte und Ppflie de 0 
in die Hände Se. Majeftät des Kafſers von 41 lie 
reich und Sr. Maſeſtät des Königs von Preußen nie⸗ 
derzulegen, Frankfurt a. M., den 6. Oktober 1840. 
Der Reichs verweſer (gez.) Erzherzog Johann. — 17 
Präſident des Reichs Minſſterrathes 3.) Wiltgen cin. 
Da ſonach der Bedingung entſprochen iſt, w der 
$ 1 der nebereinkunft vom 30. Sepibr. d. S. feſtſt 
werden ſofort von Seite Oeſterreichs und i die 
geeigneten gemeinſchaftlichen Schritte get werben, 
um die Ne der übrigen detſhe undesre. 
gierungen zu der in Rede ſtehenden üebereſnkünft a 
möglichſt kurzer Friſt zu erlangen. 
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ſehr kurzer Zeit Slebenbürgen verlaffen, Das öfter: meſſten Abend⸗Journalen beftätigt. Das „evenement“ dolmäͤchtigter und außerordentliche Sefanbier Oeſter⸗ 


reichiſche Armee⸗Corps, welches ſich in Südungarn 
konzentrirt, ſoll die Beſtimmung haben, die Beſatzung 
in jenem Kronlande zu bilden. — Es hieß, daß Trup⸗ 
pen nach Brünn in Folge eines Arbeiterkrawalls 


abgeſandt worden ſeien. — Daß Fürſt Metternich 


feinen Aufenthalt in England mit dem in Brüſſel ver: 
tauſcht, fol nicht das Reſultat einer freien Wahl 
ſein. Man will wiſſen, daß der greiſe Fürſt ſich ge⸗ 
heimer Agitationen gegen Lord Palmerſton ſchuldig 
gemacht hat, ohne die Vorſicht zu gebrauchen, ſeine 
Pläne in tiefes Dunkel einzuhüllen. Man muß über 
das Unbehutſame eines ſolchen Verfahrens erſtaunen, 
wenn man bedenkt, daß grade das Wirken und Schaf⸗ 
fen im Dunkeln das fo lange Zeit ausgeübte Syſtem 
des ſchlauen Staatsmannes war. Er iſt bereits ſammt 
Gemahlin in Brüſſel angekommen. 


[Grundzüge der Reorganiſation Ungarns.) 
Ungarn wird vor der Hand, mit Ausnahme von den 
Nebenländern, in ein Ganzes vereinigt bleiben, welches 
mit Rückſichtnahme auf die Nationalitäten in fünf 
große Diſtrikte getheilt wird. Jedem derſelben wird 
ein Civil» und Militär⸗Gouverneur vorſtehen, 
wovon Erſterer vom Miniſterium, Letzterer vom Civil⸗ 
und Militärgouverneur des ganzen Landes, welche 
Würde wie bisher FZ M. Haynau bekleiden wird, ab⸗ 
hängig ſein muß. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſe 
Diſtrikte noch geraume Zeit unter den Ausnahmszu⸗ 
ſtänden bleiben, und an den konſtitutionellen Freiheiten 
und Rechten vor der Hand keinen Theil haben. Ver⸗ 
tretungen werden dieſe Diſtrikte keine haben, da man 
von der Idee der Landtage nicht blos in Un⸗ 
garn, ſondern auch für die übrigen Provin- 
zen ganz abgekommen iſt. — Wie Sie ſehen, 
würde durch dieſe Einrichtungen, welche eine künftige 
Organiſation erſt anbahnen ſollen, Ungarn in der 
That alle Privilegien ſeiner Sonderſtellung verlieren 
und von feiner alten vielhundertjährigen Konftitution 
nicht einmal den Schatten bewahren. (Konſt. 3.) 

Prag, 15. Oktober. [Obſervationskorps.] Der 
Abſchluß der Convention Oeſterreichs und Preußens 
über die gemeinſchaftlich zu errichtende proviſoriſche 
Centralgewalt für Deutſchland mag zu dem hier al⸗ 
lerwärts verbreiteten und ſelbſt in einem hieſigen Zei⸗ 
tungsblatte wiedergegebenen Gerüchte, daß die Aufftel: 
lung des böhmiſchen Armeekorps kontremandirt ſei, 
Anlaß gegeben haben. Allein das Thatſächliche wider⸗ 
ſpricht geradezu dieſem Gerüchte: denn in neueſter Zeit 
wurden Militärverpflegungsbeamte in die beſtimmten 
Kantonirungsbezirke entſendet, um den Bedarf zur 
Verpflegung von 50,000 Mann Truppen ſicher zu 
ſtellen. Feldbacköfen zur Bereitung des nöthigen Bro⸗ 
tes ſind in Stand geſetzt, das Hauptquartier wird 
durch Creirung der nöthigen Branchen vervollſtändigt 
und täglich rücken Truppen hier ein, die das Armee⸗ 
Korps zu formiren beſtimmt erſcheinen. 
brecht entwickelt die ihm eigene Energie und Thätig⸗ 
keit, und will bereits am 1. k. Mts. ſein Hauptquar⸗ 
tier in Thereſienſtadt, mit allem Nöthigen ausgerüftet, 
bezogen haben. (Llopd.) 


a Frankreich. 
c Baris, 15. Okt. [Vollkommener Bruch 
zwiſchen dem Präſidenten der Republik und 
der Rechten der Nationalverſammlung in 
der römiſchen Frage. — Verſchiedenes.] End⸗ 
lich iſt ein entſcheidender, überraſchender Schritt in 
der römiſchen Angelegenheit geſchehen, deſſen Folgen 
ſehr ernſter Natur werden können. Der Präſident 
der Republik hat den Rubicon überſchritten; es iſt ge⸗ 
wiß, daß morgen oder übermorgen eine Note des 
Präſidenten und des ganzen Kabinets im Moniteur 
erſcheinen wird, welche die in dem Präſidial⸗ 
ſchreiben vom 18. Auguſt enthaltene Politik 
vollkommen beſtätigt. Hr. v. Falloux hat in 
Folge dieſes, von dem Gouvernement heute gefaßten 
Beſchluſſes, ſofort ſeine Demiſſion eingereicht. 
Das Kabinet verwirft demnach den Bericht des Hrn. 
Thiers, und Odilon Barrot ſagte es ganz unver⸗ 
holen, daß, wenn Thiers die Juli⸗ Revolution zu 
Grunde gerichtet habe, man ihn nicht auch dieſes 
Mal die Geſeuſchaft aufs Spiel ſetzen laſſen wolle. 
Der Präfident ſeinerſeits ſoll ſich über Thiers dahin 
geäußert haben, daß dieſer nun feine Maske habe 
fallen laſſen. Mit Einem Worte, die Spaltung zwi⸗ 
ſchen dem Eiyfee und der Rechten iſt volftändig; ich 
will indeß nicht hinzuſetzen, daß ſie nicht mehr auszu⸗ 
gleichen iſt, da in unſerer Zeit Etwas um 4 Uhr 
wahr und ſchon um 6 Uhr nicht mehr wahr iſt. — 
Die Freunde des Eipfee haben ſich übrigens ſchon 
ſeit einigen Tagen in ſehr bittern Ausdrücken über die 
gänzliche Nichtbeachtung des Präſidialſchreibens in dem 
Thiers ' ſchen Berichte geäußert. „Wenn die National⸗ 
verſammlung dieſe Nichtbeachtung gut heißt — ſagten 
fie — ſo iſt dies eine Kriegserklärung an den Präſt⸗ 
denten. Nun denn, wir ſind bereit! Im Nothfalle 
werden uns die Verbündeten nicht fehlen, und wenn 
es fein muß, fo werden wir fie in der Linken ſuchen. 
Alsdann aber tolrd man den Ton gewiß herabſtim⸗ 
men.“ — Vorſtehende Mittheilung finde ich in den 


Erzherzog Al⸗ 


meldet folgendes über die Spaltung des Eipfee mit 


der Rechten: „In dem heute Morgen im Elyſcee 
ſtattgehabten Miniſterrath iſt beſchloſſen worden, daß 
das Gouvernement in der römiſchen Angelegenheit 
ganz entſchieden die in dem Präſidialſchreiben vom 
18. Auguſt vorgezeichnete Politik befolgen werde, und 
daß die Politik, welche dem Berichte des Hrn. Thiers 


reichs bei der franzöſiſchen Republik. 
p ani en. 

C. C. Die Gazetta de Madrid vom 6, d. M. 
hat nunmehr die amtliche Publikatlon des lange ers 
warteten neuen ſpaniſchen Zolltarifs begonnen 
und wird damit von Tag zu Tag fortfahren. Gegen 
Ende des Monats wird man das Reſultat dieſer wich⸗ 


zur Baſis gedient, als eine, den Intereſſen, der Ehre tigen, auch die Handels- und Fabrikintereſſen des 


und Würde Frankreichs feindliche zu betrachten ſei. 
In der Nat.⸗Verſammlung iſt von einer Note die 
Rede geweſen, die der Präſident der Republik ſelbſt 
redigirt haben, und die den Bruch mit der Politik, 
deren Organ der Bericht des Hrn. Thiers iſt, voll⸗ 
ſtändig ausdrücken ſoll. Dieſe Note war ſogar ſchon 
dem offiziellen Moniteur übergeben, iſt aber wieder 
zurückgezogen worden, um in einer anderen Form ein⸗ 
gerückt zu werden. Wir glauben verſichern zu können, 
daß das Präſidial⸗Manifeſt morgen im Moniteur er⸗ 
ſcheinen wird. Als Hr. Falloux benachrichtet wurde, 
daß das Konſeil dieſem Entſchluſſe des Präſidenten 
beigetreten iſt, hat er ſofort ſeine Demiſſion einge⸗ 
reicht. Der Präſident hat alfo der Majorität 
der Nat.⸗Verſammlung den Krieg erklärt. 
Um 4 Uhr traten etwa 12 Repräſentanten, die der 
Politik des Präſidenten entſchieden anhängen, in einem 
Büreau der Kammer zuſammen, und bemühten ſich, 
die Herren Thiers, Molé und Broglie zum Beitritt 
zu der Präſidialpolitik zu bewegen. Die Letzteren 
ſollen jedoch kurz erklärt haben, die Beſchlüſſe des 
Thiers'ſchen Berichts feſtzuhalten. — Eine ähnliche 
Note bringt die „Eſtaffette“. — Ein ultra⸗ konſerva⸗ 
tives Blatt, das ſich ebenfalls über dieſe Spaltung 
ausſpricht, ſchließt den Artikel mit folgenden Worten: 
„Wenn, trotz der Rathſchläge feiner wahren Freunde, 
Louis Napoleon aus ſeinem Schreiben ein diploma⸗ 
tiſches Dokument ſollte machen wollen, und das Mi⸗ 
niſterium als ſolches es acceptiren ſollte, ſo ſind wir 
überzeugt, daß die Majorität der Nat.⸗Verſammlung, 
trotz ihres Widerwillens, das Benehmen des Staats⸗ 
Chefs in oſtenſibler Weiſe zu tadeln, keinen Anſtand 
nehmen wird, ihm begreiflich zu machen, daß er nur 
der Agent des Nationalwillens ſein darf, und daß, 
wenn dieſer durch die Stimme der Volksvertreter geſpro⸗ 
chen hat, er ſich nur zu unterwerfen hat.“ — Od. Bar⸗ 
rot hat ſich heute in die Kommiſſton begeben, welche 
ſich mit der Prüfung der Vorlage, betreffs der Zurück⸗ 
berufung der Bourbons beſchäftigt. Die Verſamm⸗ 
lung war ſehr zahlreich beſucht, denn man wußte, daß 
der Miniſter die Anſicht des Kabinets in dieſer Ange⸗ 
legenheit auseinanderſetzen wird. Der Miniſterpräſi⸗ 
dent hat ſich, wie mir ein Augenzeuge mittheilt, in 
folgender Weiſe geäußert: „Wir find hier en famille, 
wir können alſo vollkommen frei ſprechen. 
wie Sie, und ich fühle, wie wünſchenswerth die An⸗ 
nahme eines ſolchen Geſetzes wäre. Ein ſolches Ge⸗ 
ſetz iſt in dem Geiſte des Miniſteriums, iſt in dem 
Herzen des Präſidenten. Allein ich muß es Ihnen 
frei herausſagen, die Republik muß vor allen Dingen 
befeſtigt werden. Man muß es ſich nicht verhehlen, 
der Uebergang am 24. Februar war ſo bruske, daß 
zu befürchten iſt, die Republik ſei noch nicht in den 
Ideen der Nation. Iſt dies nun, bei ſolchem Stand: 
punkte der Dinge, der geeignete Moment Prinzen zu⸗ 
rückzuberufen, die als Bürger alle unſere Sympathien 
beſitzen, die aber mit ihrem Eintritt in Frankreich als 
Führer für alle böſen Leidenſchaften werden dienen kön⸗ 
nen? Dieſe Leidenſchaften ſind vorhanden und war⸗ 
ten auf die Gelegenheit ihre Verwüſtungen auszuüben. 
Sie werden nicht wollen, Sie als Männer der Ord⸗ 
nung, ihnen zu Hülfe kommen und neue Zerfleiſchun⸗ 
gen im Lande hervorrufen; Sie werden es alſo mit 
mir halten, daß die unbeſtimmte Vertagung der einzig 
mögliche Entſchluß in dieſer Angelegenheit iſt.“ Dieſe 
Rede iſt mit einer Kälte aufgenommen worden, die 
den Miniſter ſelbſt in Erſtaunen ſetzte. Nichts deſto⸗ 
weniger bekämpfte ihn Niemand und Jeder ſchien 
beim Fortgehen aus der Kommiſſion reſignirt für ein⸗ 
fache Vertagung zu ſtimmen. Die Nat.⸗Verſamm⸗ 
lung beſchäftigte ſich in ihrer heutigen Sitzung mit 
der Vorlage von dem Wittwengehalt der Herzogin von 
Orleans. Nur einige Montagnards verſuchten die 
Rechte der Herzogin ſtreitig zu machen. Die Debatte 
iſt vertagt worden, und es iſt nicht zu bezweifeln, da 
die Kammer die Vorlage ſanktioniren wird. — Ge⸗ 
rüchtsweiſe wird gemeldet, daß ein Kourier aus Pe⸗ 
tersburg die Antwort des ruſſiſchen Kaiſers auf die 
franzöſiſche Note gebracht, und daß dieſe Antwort die 
Anforderungen des hieſigen Kabinets nicht befriedige. 
Es iſt jedoch nicht viel auf dieſes Gerücht zu geben, 
da, wie man mit Beſtimmtheit weiß, bis geſtern Abend 
keine ruſſiſche Depeſche angekommen war. Heute ange⸗ 
kommene Briefe aus Neapel erklären die Gerüchte über 
einen daſigen Aufſtand als unbegründet. Es war wirklich 
eine Conſpiration, aber eine ſolche, von der die Polizei 
untertichtet war. Man ließ die Sachen reifen und im 
rechten Augenblick ging man mit den Verhaftungen 
vor. — Herr v. Peeſigup iſt heute Morgen aus 
Wien angekommen. — Herr Hübner hat dem Pra⸗ 


Ich denke 


deutſchen Zollvereins nahe berührenden Zollreform 
Spaniens vollſtändig überſehen können. Allem An⸗ 
ſchein nach darf die Reform als ein Fortſchritt be⸗ 
grüßt werden. — Der Prinz Georg von Preuß en 
iſt in Madrid angekommen; die Königin von Spanien 
hat denſelben in feierlicher Audienz empfangen. 
Rußland. 

Von der ruſſiſchen Grenze, 11. Oktober. [Der 
ruſſiſche Adel.] Gewöhnlich hält man die Konver⸗ 
fion der Proteſtanten in den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen 
zum griechiſchen Glauben für eine Maßregel des hie⸗ 
rarchiſchen Popenthums; näher betrachtet erſcheint ſie 
jedoch als eine politiſche Maßregel der ruſſiſchen 
Adels partei gegen den deutſchen Adel. Die Ans 
tipathie des moskowitiſchen Adels gegen den deutſchen 
in den Oſtſerprovinzen macht ſich jetzt durch die dort 
verſuchten und leider mit Erfolg gekrönten Konverſio⸗ 
nen der efths, Liv: und kurländiſchen Bauern zum Pos 
penthume Luft. Man will den lutheriſchen Herrſchaf⸗ 
ten ihre Unterthanen abwendig machen und ihnen ſo 
das Leben in Rußland unter ruſſiſchem Scepter ver⸗ 
leiden. Man ſagt damit ſtillſchweigend, was ein ſehr 
hoher Moskowit der deutſchen Adelsdeputation in Pe⸗ 
tersburg erklärte: „Gefällt es Euch nicht, ſo geht nach 
Deutſchland zurück!“ Eine allgemeine Adelemigration 
aus den Oſtſceprovinzen würden die dortigen Güter 
und ſämmtliche Würden in die Hände des moskowi⸗ 
tiſchen Adels bringen. Das iſt der Plan der beregten 
Konverfion. Doch vernimmt man jest, daß Adel und 
Geiſtlichkeit Alles anwenden um den Einfluß der Ma⸗ 
chinationen des Popenthums zu paralyſiren. 

5 (Voß. Ztg.) 


Lokales und Provinzielles. 


Breslau, 18. Oktbr. An die Stelle des zu Jo⸗ 
hanni vorigen Jahres penfionirten Konſiſtorial⸗Raths 
und Paſtors Fiſcher iſt der bisherige Probſt zu St. 
Bernhardin, Paſtor Heinrich, zum erſten Paſtor an 
der Pfarrkirche zu St. Maria Magdalena von dem 
Breslauer Magiſtrat erwählt worden. Ueber die Be⸗ 
ſetzung des Paſtorats zu St. Bernhardin verlautet noch 
nichts. (Ev. K.⸗ und Schulbl.) 


* Breslau. [Profeſſor Theodor Mundt, 
der für das bevorſtehende Winterſemeſter der hieſigen 
Univerſität (laut Lektions⸗ Katalog) Vorleſungen über 
„die ſoclalen und politiſchen Inſtitutionen der neueren 
Völker“ ankündigte, befindet ſich noch in Berlin, wo 
er, nach einem ihm vom Miniſterium gewordenen Ur⸗ 
laub, wahrſcheinlich den ganzen Winter zubringen wird, 
um eine wiſſenſchaftliche Arbeit unter Benutzung dor⸗ 
tiger Hilfsmittel zu vollenden. 


$ Breslau, 18. Okebr. [Neunte Sitzung des 
Schwurgerichts.] Angeklagter: der Freiſtellendeſitzer 
G. Fromm aus Neudorf, evangeliſcher Religion, 48 
Jahre alt, war Soldat und bisher noch nicht in Un⸗ 
terſuchung. Das Geſchwornen⸗Perſonal wurde gebildet 
aus den Herren: J. Dittmann, H. Jüngel, T. 
Schafhauſen, F. Joachim, F. W. Grund, F. 
Lehmann, F. Pauli, 3. Alt, A. Promnig, F. 
Nickel, F. Bernecker, K. Heider. Der Ange⸗ 
klagte iſt beſchuldigt, am 26. Nopbr. v. J. bei einem 
Gemeindegebot in Neudorf, Steinauer Kreiſes, woſelbſt 
mehrere königliche Verordnungen verleſen wurden, be⸗ 
leidigende Aeußerungen gegen die Perſon des Staats: 
oberhauptes gethan zu haben. Vom vorſitzenden Rich⸗ 
ter befragt, erklärt Angeklagter, daß er die inktiminirte 
Aeußerung nicht in Bezug auf den König, ſondern 
auf den vorleſenden Gerichtsſchulzen gethan habe. Die 
Belaſtungszeugen: Schlleb, Laube, Riedel und Milde 
bekunden zum Theil, die inkriminirte Aeußerung b 
dem Inkulpaten gehört zu haben, doch weiß keine der⸗ 
ſelben mit Beſtimmtheit anzugeben, auf wen, ch die 
fragliche Aeußerung bezogen habe. Herr Staats anwalt 
Korb ſieht den Belaſtungsbeweis als ane an 
und ſtellt den Geſchwornen anheim, das R chtſchul⸗ 
dig auszuſprechen. Der Vertheidigen, ef. Hahn, 
Hält es für feine Pflicht, da die Geſchwornen nicht 
abſolut an den vorliegenden Antra 30 taats anwalt⸗ 
ſchaft gebunden find, noch einige Gt nde für die Une 
ſchuld feines Angeklagten anzuführen. Es ſei dem Anz 
geklagten zur Laſt gelegt, daß er nach Verleſung des 
Bürgerwehrgefeges mit Bezug auf die königliche Un⸗ 
terſchrift geäußert habe: „Schade, daß der Name dar⸗ 
unter ſteht.“ — Jedem auftichtigen Anhänger des Kö⸗ 
nigthums müffe das betreffende Geſet zbenfaus als 
der königlichen Namensunterſchrift — unwücdig erſchei ⸗ 
nen. Am Schluſſe des Reſümé's legt der Präfident 


ſidenten der Republik feine Kreditive überreicht als de⸗ des Gerichtes den Geſchwornen folgende Frage dor: 


IM der Angeklagte ſchuldig, boshafte, die Ehr⸗ 
furcht gegen den Landesherrn verletzende Aeuße⸗ 
rungen gethan zu haben? 

Der Spruch der Geſchwornen lautet: Nein, der An⸗ 
geklagte iſt nicht ſchuldig. Das richterliche Eckenntniß 
ſpricht den Angeklagten frei. 

Auf der Anklagebank erſcheinen drei des verſuch⸗ 
ten gewaltſamen Diebſtahls beſchuldigte Inkul⸗ 
paten. Dieſelben find bereits vielfach zur Unterſuchung 
gezogen und beſtraft worden. Das Schwurgericht bil: 
dete ſich aus den Herren: Th. Schafhauſen, F 
Lehmann, O. Bibrach, F. W. Grund, A. 
Promnitz, A. Bieneck, v. Quernheimb 
W. Behrend, Kraker v. Schwarzenfeld, u. 
v. Maltiz, F. Nickel, W. Breuer. Der 
Anklage = Schrift zufolge liegt folgender Thatbe⸗ 
ſtand vor. Am 5. Juni d. J. früh um 3 Uhr 
wurde in einem Hauſe auf der Sandſtraße ein ge⸗ 
waltſamer Diebſtahl verſucht. Der in gedachtem 
Haufe wohnende Tiſchlermeiſter Schorske verfolgte 
die Diebe, welche bei ſeinem Erſcheinen die Flucht er⸗ 
griffen hatten. Er ſah drei Männer vor ſich her⸗ 
laufen, welche u. A. mit Hilfe einiger auf ſeinen Ruf 


berbelgeeilter Nachtwächter feſtgenommen wurden. Von 


den Angeklagten: König, Steinbach und Mö 
hat der Tiſchler Schorske nur en naht ge 
ten bei einer ſpäteren Confrontation als die von ihm 
verfolgten Diebe wieder erkannt. Bei der heutigen 
Vernehmung leugnet der Angeklagte König feine 
Schuld hartnäckig unter dem Vorgeben, daß er an 
gedachtem Morgen ausgegangen ſei, um friſche 
Luft zu ſchöpfen, bei dieſer Gelegenheit aber 
unſchuldig als Dieb verhaftet worden ſei. Ange⸗ 
klagter Steinbach legt ein offenes Geſtändniß ab. 
Er bekennt, am Abend vor der That mit König in 
dem Bierhauſe zur Königsecke das Nähere verabredet 
zu haben. Am andern Morgen habe man gemein⸗ 
ſchaftlich zur Ausführung ſchreiten wollen, ſei jedoch 
von dem mehrerwähnten Tiſchler Schorske überraſcht 
worden, und durch ſeine Mitwirkung ſei ihre Verhaf⸗ 
tung erfolgt. Die Mitſchuld des Angeklagten Möpert 
ſtellt er gänzlich in Abrede. Dieſer ſei durchaus in 
keiner Weiſe bei dem verſuchten Diebſtahl betheiligt ge⸗ 
weſen. Der Gerichtshof findet dieſes Bekenntniß nicht 
vollſtändig genng, da, außer dem Zeugniß des Tiſch⸗ 
lermeiſters Schorske noch eine Menge anderer Indi⸗ 
zien für die Mitſchuld des Angeklagten ſprechen. Der 
Angeklagte Möpert leugnet jede Mitwiſſenſchaft. Er 
will zur Zeit, als die That verlidt wurde, auf dem 
ege nach einem nahen Dorfe begriffen geweſen ſein, 
wo er in Arbeit ſtand. Als er den Hilferuf der Ver⸗ 
folger hörte, habe er ſich dieſen angeſchloſſen und fet 
hierbei verhaftet worden. Ein Nachſchlüſfel, welcher 
bel ihm entdeckt wurde, machte ihn beſonders der Theil⸗ 
nahme an dem in Rede ſtehenden Verbrechen verdäch⸗ 
tig. Er behauptet jedoch den betreffenden Schlüſſel 
kurz vor ſeiner Feſtnehmung gefunden zu haben. Von 
zwölf Belaſtungszeugen, welche für die heutige Ver⸗ 
handlung vorgeladen waren, erſchienen nur 10. Dieſe 
befunden, bei der Verhaftung der Angeklagten thätig 
geweſen zu ſein; auch erkennen ſie die vorliegenden 
Inſtrumente, wie Stemm⸗ und Brecheiſen, Schnitzmeſ⸗ 
ſer und Dietrich, als diejenigen an, welche die Flie⸗ 
benden auf der Flucht von ſich geworfen hatten. Die 
Ausfagen des Hauptbelaſtungszeugen Schors ke, welche 
derſelbe in der Vorunterſuchung abgegeben hatte, wer⸗ 
den heut verleſen. Eine ſchwere Erkrankung iſt ur⸗ 
ſache ſeines Ausbleibens. Mit Bezug auf das Ge⸗ 
ſtändniß det Angeklagten Steinbach beantragt die 
Staatsanwaltſchaft die Mitwirkung der Geſchworenen 
für dieſen Fall als erledigt anzufihen. Der Gerichts⸗ 
hof tritt dieſem Antrage del. Möpert verſucht noch 
einen Entlaſtungsbeweis zu führen, der nicht nur 
durch die Ausſage des Angeklagten Stein⸗ 
bach ſondern noch durch vier Entlaſtungszeu⸗ 
gen unterſtützt wird. Die Staats anwaltſchaft ſieht 
denſelben als mißlungen an und beantragt, die Ange⸗ 


klagten König und Möpert für ſchuldig zu erach⸗ 


v. zu Nachdem die Vertheidiger v. Uechtritz und 

den rut der 1 Plaidopers zu Ende geführt ha⸗ 
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Wonach König zu 15, Möpert zu 12 und Steinbach 


er ar 


4'|,pror, Zehn⸗Gulden⸗Anlehens⸗Looſe, 


Lalbariſch garantirt von Sr. k. H. dem Prinz von Preußen, 


n 
18, 


Jeglen findet am 15. November 
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pre Stück bei dem unterzeichneten Handiungshaufe zu beziehen. 
Moritz J. Stiebel, Banquier in Frankfurt a. N. 
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zu Bjähriger Zuchthausſtrafe nebſt Verluſt der National: 
Kokarde zu veruetheilen ſel. Die Vertheidiger bean⸗ 
tragten eine bedeutende Herabſetzung des Strafmaßes. 
Das Erkenntniß des Gerichtshofes verurtheilte den 
Angeklagten König zu 18jähriger, den Angeklagten 
Mover zu Zjähriger, den Angeklagten Steinbach 
iu 15ſähriger Zuchthausſtrafe. 

| Die Sitzung hatte des Morgens 7 ½ Uhr begon⸗ 
nen und ſchloß um 57½ Uhr Abends. 


„Liegnitz, 15. Okt. [Schwurgericht.“)] Auf die 
zehnte Sitzung der zweiten Sitzungsperiode des hieſigen 
Schwurgerichtes war ganz Liegnis geſpannt, und darum ſah 
man auch ſchon am frühen Morgen des Sitzungstages große 
Maſſen Neugieriger und Theilnehmender nach dem Sitzungs⸗ 
Lokale ſtrömen, um im Auditorium daſelbſt, wenn auch nicht 
mehr ein gutes, doch noch ein leidliches Plätzchen zu er⸗ 
obern. Auf der Anklagebank befand ſich dies Mal eine für 
Liegnitz ſehr rerommirte Perſon, der Schreck aller Reaktio⸗ 
näre, Literat Otto Albert Wüſtrich. Gegen denſelben 
ſind bereits über 60 Klagen bei dem Staatsanwalte anhän: 
gig gemacht worden, von denen bis jetzt aber nur drei der 
Art waren, daß die Unterſuchung eingeleitet werden konnte. 
Auf Grund dieſer drei Anklagen ſtand ꝛc. Wüſtrich vor den 
Schranken. Die erſte lautete auf Erregung von Haß und 
Verachtung der Staatsangehörigen unter einander und ba: 
ſiete ſich auf eine Extrabeilage zu Nr. 162 der Sileſia vom 
13. Juli d. J. Der in ſelbiger enthaltene Aufſatz führt die 
Ueberſchrift: „Wählt nicht!“ und nennt die Wählenden 
Königstäuſcher, Königsverächter, Speichellecker u. ſ. w. 
Die zweite Anklage lautet auf Beleidigung der Gensd'armen 
Bloch, Borchardt und Zukunft in ihrem Amte und in 
Bezug auf daſſe be. Der Angeklagte ſoll ſich dieſer Belei⸗ 
digung in einem Artikel in Nr. 179 der Sileſia ſchuldig ge⸗ 
macht, und darin geäußert haben, daß die Gensd'armen 
bummelten und ſehr am Speichelfluſſe litten. Die dritte 
Klage gegen den ꝛc. Wüſtrich hat der hieſige Landrathamts⸗ 
verweſer v. Kroſigk anhängig gemacht, weil Wüſtrich in 
einem Aufſatze gegen ihn ſich des Mottos bedient hat: 
„Du ſtolzes Preußen freue dich, dein Kroſigk, polizeierlich, 
ficht gegen Otto Wüſterich.“ v. Kroſigk glaubte fi) ba: 
durch in Bezug auf fein Amt beleidigt. Der Angeklagte ne⸗ 
girt dies und erk ärt ſich in Betreff ſämmtlicher Anklagen 
für unſchuldig. In Anbetracht des erſten Punktes win er 
durchaus nicht die Abſicht gehabt haben, die Staatsangehö⸗ 
rigen zum Hoffe anzureizen, ſondern ſucht zu beweiſen, daß 
er nur ſeiner Partei ſeine individuelle politiſche Anſicht kund 
gegeben habe. Als Vertheidiger fungirt Rechtsanwalt Lo⸗ 
renz, für den aber wenig zu wirken übrig bleibt, da ſich 
der Ungeklagte in einer ſehr umfaſſenden und gründlichen 
Rede ſelbſt vertheidigte. Er ſpricht in ſelbiger ohne Hehl 
und Rückhalt ſeine demokratiſche Anſicht aus und ſucht zu 
beweifen, daß dieſelbe bei ihm nicht bloß ein leerer Wort: 
kram, ſondern zu Fleiſch und Blut geworden ſel. Er unter⸗ 
wirft von ſeinem demokratiſchen Standpunkte aus die gegen⸗ 
wärtigen Zuſtände des Staates und die Schritte der Regie⸗ 
rung einer ſehr ſcharfen Kritik, perhorrescirt die Geſchwor⸗ 
nen, verlangt weder Gnade noch Barmherzigkeit, ſondern 
beanſprucht nur ein auf Recht und Vernunftgründe baſirtes 
Verdikt. Die ſechs Bes und Entlaſtung⸗ zeugen erwecken 
kein beſonderes Intereſſe und rufen durch ihre Ausſagen 
kein ſonderliches Reſultat hervor. Sie härten eben ſo gut 
fehlen können, ohne daß der Gegenſtand an Klarheit und 
Intereſſe verloren hätte. Nach Motivirung der qu. Ankla⸗ 
gen von Seiten des Staatsanwalts Sropids giebt der Vor⸗ 
ſitzende, Kreisgerſchts⸗Direktor Lühe, eine ſehr klare und 
prägnante Urberſicht der ſtattgefundenen Verhandlung, wor⸗ 
auf der Gerichtshof den Geſchwornen folgende drei Fragen 
vorlegt: 1. Iſt der Angeklagte ſchuldig, durch die Extra⸗ 
beilage zu Nr. 102 der Sueſia vom 13. Juli d. J. die An: 
gehörigen des Staates zum Haſſe und zur Verachtung ge⸗ 
gen einander aufgeregt zu haben? 2. Iſt er ſchuldig, durch 
den Aufſatz in Nr. 179 der Sileſia die qu. Gensd'armen in 
ihrem Amte und in Bezug auf daſſeibe beleidigt zu haben? 
3. Iſt er ſchuldig, durch ſeinen Aufſatz mit dem Motto: 
„Du ſtolzes Preußen freue dich ꝛc.“, den Landrathamtsver⸗ 
weſer v. Kroſigk in Bezug auf ſein Amt beleidigt zu haben? 
In Hinſicht auf den erfien Punkt lautet das Verdikt der 
Geſchwernen: „Nicht ſchuldig.“ Die Antwort auf die 
zweite Frage lautet über: Beleidigung der Gensd'armen im 
Amte: „nein, nicht ſchuldig!“ In Bezug auf ihr Amt: 


ebenfalls ein für den Angeklagten ungünſtiges. Er wird für 
ſchuldig erklärt. In Bezug auf den erſten Anklagepunkt 
wird der Angeklagte freigeſprochen; in Betreff des zweiten 
unktes derſeibe aber zu einer Geldbuße von 10 Ati. oder 
Gägiger Gefängnißſtrafe und in Anbetracht des dritten 
Anklagepunktet zu 4 Wochen Gefängniß und Tragung der 
Koſten verurtheilt. Wegen vorgekommener Formfehler, 
Nichtachtung der eingelegten Perherrescenz ꝛc. gedenkt der 
Verurtheilte die Nichtigkeitsbeſchwerde einzulegen und gegen 
einen Zeugen wegen geſetzwidrigen Betragens die Diszipli⸗ 
nar⸗unterſuchung zu beantragen. 
* Liegnitz, 16. Oktober. (In der zwölften 
Sitzung der zweiten Sitzungsperkode] des 
hieſigen Schwurgerichtshofes befindet ſich auf der An: 
klagebank der Nachtwächter Gottfried Hoffmann 
von hier. Derſelde iſt angeklagt, am 11. Mai d. J. 
Abends nach 9 Uhr in ſeinem auf dem Töpferberge 
vor dem Glogauer Thore gelegenen Haufe vorſaͤtzlich 
Feuer angelegt und dadurch einen Brandſchaden 
von über 600 Rthlr. verurſacht zu haben. Der Ans 
geklagte, welcher bereits ſeit längerer Zeit in Unter: 
ſuchungshaft geſeſſen, leugnet die inkriminitte That, 
und legt gegen verſchiedene Jeugen, als Perſonen, welche 


„) Aus Verſehen geſtern zurückgeſtellt. 


der, welcher das am 


20, 
Granaten, b 


gegen Ein- Ne. 10 abgiebt. 


3 Mthl. Belohnung dem ehrlichen Fin⸗ 
Kr 7. 1 M. Nachmittags 
weidnitzer — durch die Agnes⸗ — 
1e 46,000 oe l über die Gerten eue bis * den Springer 
8. ſchen Saal, verlorene goldne Armband mit 
Hrn. F. Thun, Riemerzeile 
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theils beſcholten, thells feine perfönlichen Feinde ſelen, 
entſchiedenen Proteſt ein. Ganzen treten fünfzehn 
Zeugen auf. Ihre Ausſagen liefern aber durchaus kein 
Reſultat, was geeignet fel, nur einigermaßen für dle 
Schuld des Angeklagten zu ſprechen. Es ſind Hin⸗ 
ſtellungen von Gerüchten, Vermuthungen und Schläfs 
fen fo ſchlotternd und unhaltbar, daß es kaum möglich 
iſt, einen auch nur entfernten rechtskräftigen Grund 
für die inkriminirte Handlung daraus zu ſchöpfen. 

Um ſo wirkſamer iſt daher auch das in jeder Hinſicht 

ausgezeichnete Plaidoyer des Vertheidigers, Rechtsanwalt 

Puge von hier. Derſelbe ſtellt mit vieler Beredtſam⸗ 

keit eine Menge ſchatfer Gründe auf, die mehr oder 
weniger für die Unſchuld des Angeklagten ſprechen und 

deſſen Freiſprechung bedingen. Nur daß das beſagte 

Feuer flattgefunden, Hält der Vertheidiger für erwieſen, 
daß aber Hoffmann der Stifter deſſelben ſei, konne 
weder aus Vernunftgründen noch aus den Zeugen⸗ 
Ausſagen fo gefolgert werden, daß der Schwurgetichts⸗ 
hof das „Schuldig“ mit der nöthigen Seelenruhe aus⸗ 
ſprechen könne. Der Gerichtshof legt hierauf den Ge⸗ 
ſchworenen folgende Frage vor: „Iſt der Angeklagte 
ſchuldig, am 11. Mai d. J. Abends vorſätzlich in ſei⸗ 
nem Hauſe auf dem Töpferberge Feuer angelegt zu 

haben?“ Die Geſchworenen entfernen ſich zur Bera⸗ 
thung und erklären bei ihrer Rückkehr in das Sitzungs⸗ 
zimmer: „Nein, der Angeklagte iſt nicht ſchuldig.“ 


* Neiſſe, 15. Okt. [(Zur Feier des Geburts 
feſtes Sr. Majeſtät des Königs] fanden ſich die 
Lehrer und Schüler des königlichen katholiſchen Gym⸗ 
naſiums um 8%, Uhr im Prüfungsſaale der Anſtalt 
ein. Nach einem von den Sängern des Gymnaſiums 
vorgetragenen Feſtgeſange „Dem König Heil“, betrat 
der Direktor Dr. Zaſtra die Rednerbühne, und legte 
den verſammelten Schülern ans Herz, daß die Gaben, 
welche wir dem geliebten Könige zu weihen vermöch⸗ 
ten, die Gefühle der Ehrfurcht und Dankbarkeit feien, 
die auch zur That werden müßten, daß aber das ſchönſte 
Angebinde unſer Gebet ſei, das wir für des Herrſchers 
Wohl zum Throne des Königs der Könige emporſen⸗ 
den. Hierauf begaben ſich Lehrer und Schüler in die 
Gymnaſialkirche, woſelbſt ein feierliches Hochamt ge: 
halten wurde, welches mit dem Te Deum laudamus 
ſchloß. 
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O Breslau, 18. Oktober. [Ein Beſuch in 
Sansſouci.] Am 25. Septbr, erhielt eine hieſige 
Dame, welche Behufs einer Augenkur nach Berlin 
gereift war, Einlaß in den königlichen Schloßgarten zu 
Sansſouci. Sie war von dem Wunſche beſeelt, die 
Königin zu ſehen. Durch freundliche Vermittelung 
einer Hofdame gelang es ihr auch, Ihrer Majeftät der 
Königin vorgeftelle zu werden. Während einer halb⸗ 
ſtündigen Unterhaltung befragte die Königin zunächſt 
die Fremde nach dem Zweck ihrer Reiſe und erkundigte 
Sich dann angelegentlich nach dem Stande der in 
Schleſien herrſchenden Krankheit. Eine Viertelſtunde 
nach dieſer Unterredung wurde Fräulein Albertine 
Meper, ſo heißt die in Rede ſtehende Dame, in 
ihrer Wohnung aufgeſucht und empfing aus der Cha⸗ 
tulle der Königin außer der Erſtattung ihrer Reiſe⸗ 
koſten, noch ein beſonderes Geldgeſchenk. N 


Guſt v⸗Adolp Stiftung. r 
Durch Miniſterkal⸗ Erlaß iR auch in dieſem Jahre 


„ja, er iſt ſchuldig!“ Das Reſultat der driiten Frage ift | die Abhaltung einer Kirchen⸗Kollekte an dem Re⸗ 


formatſons⸗Feſte für die Zwecke der Guſtav⸗Adolph⸗ 
Stiftung geſtattet worden. 

Wir bitten darum die Glaubens⸗Genoſſen, daß ſie 
der Noth der Brüder eingedenk fein mögen, damit 
wir auch ferner das, was wir in Reinerz, Liebau, 
Ziegenhals, Zülz, Wänſchelburg u. a. O. ins Leben 
gerufen, erhalten, den auf unſere Unterſtützung Har⸗ 
renden in Ottmachau, Landeck, Lublinitz, Guttentag 
und anderwärts beiſtehen und unſere Verpflichtungen 
gegen den Central⸗Verein, der für Schleſten fo Vieles 
geſpendet hat und auf deſſen Hilfe Tauſende in und 
außer Deutſchland hoffen, erfüllen können. : 

Breslau, 18. Oktober 1849. 

Der ſchleſiſche Hauptverein der Guſtav⸗Adolph⸗ 

Stiftung. 

Freitag, den 19. Dftober, 7 Uhr Abends verſam⸗ 
melt ſich der ſchleſiſche konſtitutio nelle Central: Verein 
im kleinen Saale des Königs von Ungarn. Tages⸗ 
ordnung: Wahl des Präſidenten und des Ausſchuſſes; 
die Stellung des Vereins zum konſtitutionellen Pro⸗ 
vinzial⸗Komitee; die Steuerbewilligung durch die 
Kammern. N 


U Lt. 

2 Rthl. Belohnung 
erhält Derjenige, welcher eine am Songabende 
verloren gegangene graue Affen pintſcher Hün⸗ 
din, auf den Namen Süpſie hörend, auf dem 
Dom, Rankau bei Morſchelwitz abgiebt. 


— — — — 
Dir Herrn Böttcher, Stellmacher und 

Bürftenbinder finden Eichen⸗Nutz he 

820 Kr. 28, eine Treppe. 1 


Harlemer Blumen⸗Zwiebeln. 


ben ten direkt bezogen, erhielt no TURN ung ſchön 

recht ſtarke „ tendre, Gellert da, und e 57 > a — 
9 7 Due von Toll, T * ‚Nareissen, Arie 9825 ete. , 5 den geehrt 
«nehmen ergebenſt anzeige. ſta 1? Nr. 43. ＋ 


go) EL. 


1 15 een e are A 


Su ren ‚Die "beiden 224 . a 
25 e 510 D 952 in 3 Akten, Ter! 2 1 
pe bem . öftihen, Mufit von Albert] Nene . 8 — 

Eimenreich 


— one Leopold 7 

ei Saen « 5 ae aronin en Uebels in Adden 9 worden i. ingendes Geld, find (Jedoch ohne Einmiſchung eines Dritten) fofort zue 
von ae Ober⸗Hofmeiſterin, Fran] Rach dem Ohre gebildet, Spdthe uuf ag e d e ee 1 11 4 
Baumeiſter. Graf von Neuburg, Kam: indem es — * tmeer Bee Hypoth ig ſtück z geben, chmiedeſtraße 


Ta 
ſerr, Herr Weirlstorfer. Baron n meiner Früßftü ube 

nee enden a5. kaiſerlichen dafs 1 e e dag en Se laſſe 180 verabreichen: 1 b W Weiß⸗ Garten. 
Meute, Herr Stotz. Rath Butler, Herr auf durch feine That ck wiede erlangt. inf. und dopp. Eiqueure, eigener Babel, Freitag d. 10 Okt. tes Abonnements ⸗ 
Puſchmann. Der Amtmann, Herr * a können wieder an der allgemgi.] Num und Conjac, Konzert der Phülharmonſe. Zur Aufführung 
Rieger. Dorothea, feine Tochter, Fein.] nen Unterhaltun Shell nehmen er auch das ein gutes Glas Grogg, für 2 Ser. kommt: Sinfosſe in F-moll von Kalliwoda. 
Schneider. Gundel, Hietin, Frau Sog. Kaum weiches man gewöhnlich verfpärt, |. einen ſehr guten Punſch für 275 Ser. |, Zum Fleiſch u. Wurſt Ausſchleben 
Seppt, Holzhauer, Herr von Rainer. verſchwindet lich. Mit einem Worte bie- ein Glas Glühwein, aus ungar. Rothwein nedſt Abendbrod, auf Sonnabend den 20ſten 
Herrmann „ Diener der Baronin, Herr tet di 6 ec in "Being! cuf dteſe bereitet, 2½ Sgr.; d. M., ladet ergebenſt ein. 
Knebel. Ein kaiſerlicher Thürſteber, Herr ſcreclle Kranthelt, aue nur möglichen Vor- ferner: ir Defterzeicer, bie ‚Berliner |, S. Schleier, 
28 Gin, kaſſerlicher Lakat, Here] tbeile dar. Die Infteumente konnen (der Ent; roth 5525 bie But 12% Sgr. — 2 
f N 2 Zum Karpfen⸗Eſſen, 


Sonnabend. 17te Vorſtellung des Abonnements e deen vg geb werke ne Nächſidem iſt x ute ae Z beute Witag und Abend eder rerbunkigh 
> roplo 
Q. Schwarz, Oderſtraße 16, (gold. Beulen 


von 70 Vorſtellungen. Neu einftubirt Anweiſun 
5 9, in Silber a 4 Rtl. in vergolde⸗ E 
28 e e e tem Silber a 5 Rtl. und in Gold a SM. Run, 6 . Kr 6, in 45 2 Ein eiſerner Mörſer wird zu kaufen 
5 Er wünſcht all ein zn fein.“ das Paar verſchickt werden. kuf portofreie geſucht li 49. 
Shwait in 1 Al, feet nach Sem Eagle Anfragen kennen zahfreiche wttejte über 

3 7 Aus die Wirkſamkeit des Inſtruments eingeſandt 


ſchen von Oskar Guttmann. — Zum 
Schluß, zum erftenmale: „Der Bürgers |” werden. Man beliebe ſich zu wenden: 


Friſche Gebirgs⸗Preiſelbeeren Eine Stube nebſt Vorkahinet, im 3. Stock, 
Senf⸗ und Pfeffergurken, iſt Riemerzeile Nr. 19, vorn heraus, ſogleich 


Pe oder Term. Weihnacht iethen. 
Seneral.““ Luſtſpiel in I Xufzuge von] in kachen Jan Heren e Deupforte empftehit: N. Kretſchmer, Reuſcheſtr. 10, — Herten, malte 1 ee 1 
Oöthe. i Brüffel . Abraham, Rue Neuve Friſche Anger Bratwurſt, freundliche Wohnung im zweiten Stock, vorn 
Als Verlobte elle ſich: (Belgien) St. Justine Nr. 34, Fauburg neue & 152 Bricken, deraus, zu vermiethen und bald oder zum 
ger * es a nen. 8 5 a: Sales ruſſiſchen Ear le: 10.03 eine kleine Wohnung zum 

\ n Frank- Jan Herrn Zentner, per Adreſſe der 1 eujahr zu beziehen. 

Beuthen O/ S. und Woiſchnik. furt a. M. Expedition der frankfurter Ober⸗ empfiehlt: N. Kretſchmer, Reuſcheſtr. 10. e e 

Todes Knzeige. PoR-Xıhte-äeitung, I Freitag, den 19. Oktober, Stuben, Alkove und Beigelap für 45 Kehl. 


Geſtern Morgen 1% Uhr entſchitef ſanft]ſ wo ſelbige allein echt und unverfälſcht 
nach kurzem Krankenlager unſer innigſtgelieb⸗ zu haben find. 
ter Bruder und Gatte Hugo Wirth, kö⸗ Brüſſel und Aachen, im September 1849, 
niglicher N und Liege B. Abraham. 
tenant im Landwehr⸗Infanterje⸗Regiment 7 12 rn 
in dem blühenden Alter von 28 Jahren. lie rn —— Si 
Theilnehmenden Verwandten und Freunden 9 a unter heu zo age en ie en 
zeigen dies im Ken Schmerz an eumann aus Krappitz aus meinem Kalk⸗ 
te Hinterbliebenen. | Geldäfte geſcht den it, ſo erſuche ich meme 
O ein den 15. Oktober ; Serhäftsfseunde, Briefe und Gelder an meine 
Ee x N zu ſenden und Zahlungen nur an 


Karpfen, polniſch geſotten und mit In vermiethen 
Eſſig und Oel, in der Reſtauration zu und bald oder zu Weihnachten zu beziehen: 
den 4 Löwen, Schmiedebrücke Nr. 17. ein Spezerei⸗Handlungs⸗Lokal Mathiasſtr. 13. 


Wenn Jutsherrſchaften einen tüchtigen ennie eee 
praktiſchen a ul und 428 2 Altbüſſerſtraße 36, und Riemerzeile Nr. 18, 
vun vorzügliche Perſon als Wirthſchafterin Ein gut gelegenes Gewölbe 

thig haben, fo werden ſie ſolche unter der nebft Zubehör, worin ſeit länger als dreißig 
Shi T. W. poste restante Breslau nach- Jahren Spezereihandlung betrieben worden, 
gewieſen erhalten. iſt zu vermiethen und Term. Weihnachten zu 


Todes- Anzeige. leiſten. ere beziehen. Das Nähere Karlsſtraße Nr. 35, 
unter erg rg ber tiefflen Wachen 3 1, in 1 Dtiober 1810. „seifhe 5 e Da ee Stock. 
aben wir zu er Theilnahme anzuzeigen, d 1 m % Stück 6 Sgr., ches Hirſchkochflei 2A 
— es Gott gefallen 1 5 e N neee das Pfd. 1 ge, empfiehlt :% Aline e, "Riokenficaße Str. 8 i der Zweite Stock, 


b 5 
Wildhändlerin, Ring 26, im a 1 Bec . —— a et dane. 
u er biete 
König’s tel garni, 
Ein geoßdl) gut gelegenes” Saus in der 
Stadt ift auf ein klefneres Haus in der Bor: empfiehlt ch 1 — geehrten tafel F 


Gatten und Vater, den Nen Paſtor an der Einer Einer Erbſchafts⸗ Angelegenheit wegen 
hiefigen edangel. Kirche, Herrn Chr. Fr. mußte ich ſchleunigſt nach Amſterdam 
Aug. Koſche, nach zwar kurzen, aber hefti⸗ reiſen. Dleſes meinen Geſchäftsfreunden 


en Hämorrhoidalleiden geſtern Abend um 5 
alt 8 uhr, dur ee Nerven⸗ zur gefälligen Kenntuißnahme. In fpäs, 


fölag, obig aus digen Leben abzurufen, dene Wochen Aid ich kuchen Aten und A l - zur geneigten Beachtung. 
telegan, 9 16, Oktober u: amen. 1 1849 Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 
AD Sieg den 0 . 49. u und ummern Partikulier Cornet und Kaufleute Heine 
Anzeige! N ann. und Brunner aus Hamburg. Major von 
Herr Josef Labltzky, Musik- Slegmund Neumann. Julius König. oͤnermark und Ae und 4 


S 
Schröder aus Neiſſe. Hauptm. von Schick⸗ 
200 Sack gute Ekkartoffeln ſus a. Glogau. Hauptmann v. Boyen a. 


werden zu kaufen geſucht: im Keller des Haus Berlin. GButsbefi 
} iger von Winkler aus Mies 
feß Nr. Ia am Roßmarkt hinter der Wörfe, Howig. Lieutenant von Pöllnig aus Gleis ; 


ngar. Kaftanien wig. Hauptmann Kammerherr von Welf⸗ 


ramsdorf aus Dresden. K. k. Kämmerer 
empfehlen 


Sraf von Deym, Seen. Alberti und 
G. Knaus u. Comp., a ie 


Gräfin Mangilli ⸗ Velmorano aus Wien. 
Albrechtsſtraße Nr. 58. 


Director aus Carlaba d, wird Anfang] Der unbekannte Abfender des am 15. d. M. 
November d. J. mit seiner 35 Monm per Stadtpoſt beförderten Geſchenkes an die 
starken Kapelle in Breslau eintreffen und Adreffe „Fräulein F. M.“ wird höflichſt er⸗ 
einige Concerte veranstalten, wovon ich ſucht, daſſelbe am Beſtimmungsorte wieder 
ein geehrtes Publikum vorlänſig mit dem abzuholen, 
Bemerken ergebenst benachrichtige, dass Derne 
die Entre-Billete bei mir zu 7 ihie das | Ein verheiratheter junger Kaufmann, deſ⸗ 
Nähere in den Zeitungen bekannt gemacht | fen Geſchäft der großen Conkurrenz wegen 
werden wird. E. Scheffler, nicht mehr rentirt, ſucht ein moͤglichſt dauern⸗ 
vorm. C. Crauz. pres Unterkommen als Buchhalter, Factor ꝛc. 
Ohlauerstr. No. 13. Nähere Auskunft eriheilen die Herren Lange 


Ns. 


Herr Takais aus Ungarn. 


17. u. 18. Ott. Tbd. 10 u. Mrg. G u. rm IU. 


0 und Comp. in Breslau. A J uſche Großvögel, Barometer 97 or 4 28%, 905 „ 

Buchhandlung J. Urd 5 bitte die erger|® Paar 2%, Ser, ſowie auch friſche Saen, Thermometer 4 +62. 
unten . 1 leben e 2 und Mittag anpfehlt Külbhändier MpLer, alter Fisch- Windrichtung ORD N NW 
ur e Seren 157 5 arm und kalt gefpeift wird, fo wie alle markt Nr. 2. r >bebedlb is’ »iRBbeditn 


- ournal:Birkel, 
E ſo wie 7 Leser ibliothek von circa 
E 20,000 Bänden der gefälligen Benutzung.“ 
72 e gratz. 


Freitage gut zubereſtete Karpfen mit polni⸗⸗ 

ſcher Sauce zu haben finds auch habe ich 

mein Billard ganz neu überziehen laſſen, 

weshalb ich um geneigten Zuſpruch bitte. 
Hirſchberg, N 
Herrenſtraße Nr. 18. 


Auktion in Breslau. 


9 10 
Hummerel Nr. 20) Wäſche, Betten, Kleidungeſtäcke, mode, 


2 


Börſen berichte. 
Paris, 15. Oktober. 3% 55. a: 5% 87, I 


von‘ Per — Oelersparnies und Klar- 


heilhaft Tuch ift daſelbſt ein kleiner Pferdeſtall neb 
Lelehsendet Schulerschen Kry- Wogenplag billig zu 2 3 FR be ee Biere 9 4% 415 eln, , Na N 
N 5 2 * 
— 114 2 . ei Damen von hier oder auswärts, welche 5 Nordbahn 53% a 54%, bez. und Br. A e mt 2 05 84 
wel neuester Zeit zu einer Desonde- geſonnen find, unter vortheilhaften Bedingun⸗ 


. und Br. ox. 4%, bez 7 r. 5% 102%, bez., Ser. III. 5% 101 bez. 
Nieders. (6: Beige 2 85 10 Prior. 5% 86 Fl. Oberſchleſiſche 
Litt. A. 3 ½% Sl., Lit. B — Seld⸗ und Fonds» Gourſe: 

willige Staats » Anleihe 5% 106% bez. und Er. Staats » Schuld » Scheine 3 / % 

% bez. Seehandlungs - Prämien: Scheine 101 7, bez. Peg Pfandöniee 47, ** 
7 8 89 % Sl. 5 mise Bank = Antheile 98 % Sl. Polnif « e 80 efe alte 

95 @L, neue 4% 94% Sl. Polniſche ur Obligationex à 500,81, 80 ½ bez., 
1 300 Fl. 110 Gl. 


An der heutigen Börſe zeigte ſich wieder nur viel e nach Friedrich⸗Wilhelms⸗ 
rg . 5 5 die zwar Im gaufe derſelben um ½ d variirten, jedoch zum 
es ene Kauf » Aufträge (durch telegraphiſche Depeſche aus Hamburg) 
9 we 3 ern ſchließen. Von anderen Aktien wurden nur Potsdam⸗Magdebur⸗ 
Krakau » Oberſcheſt ſiſche Höher bezahlt, alle übrigen, ſowle Fonds bleiben unver⸗ 


ren Vollkommenheit gekommen sind, ist gen Mädchen für meine Rechnung mit feiner 

3 2 8 era 1 e Fa zu beschäftigen, dann ſich 

n — 

ann ie 8 sn Im En meiden bei Nane Man he Sede 6 

e Omp - 

Be . . 3 und 6, 4 Fra ri le 1 
mn I + N 

* Tomptoir 558 ſich jegt im Haufe Bruſtleidende die wirklich reine Varinas⸗ 

2 ge Bedau, ” „ H. eh inigebräde | Sinarre, lacht und angenehm, das Stück 

— 4 Pf., 100 Stück 1 Rthlr. 


E ele Gut gebratene Karp 
Ich eine 1 Mittag und Abend, heute und “ug 15406 


Eliſab betiteaße Nr. 6. Pf bei Sabiſch, Reuſche Straße Nr Ändert, 3 
A. 2 Danube _ Kleingeipaltenes trockenes Ger 8 50 ne 
2 * Bol empfehlen zu 7, , Y und ganzen a 
t ons- An ige aftern: olan 
Monta ng 22 55 Oftoben e ttage von 3 2, eine Er. e iöeeelan, 15 645 ei 
9 uhr und Nachmittags von Ahr ab, werde d'or 118%, Br. Polniſches Courant 515 Br. Oeſterreichſſche Banknoten 00% Br. See⸗ 


ich Ohlauer Straße Nr. 65, eine T. 7 5 , 06% Sl. Staats⸗ 
0 g e arl. Blumen wiebeln Sanblmge, dee 101% Br, l bu. dee San bein sr | 


Bücher, Slasw d verſchied t laut gratis un s 49 30 = 

bee Segentänte Ex a are: 7 85 n „ — 000 Kl. J 12 0 875 — Be a), ‘SL, 1270 

öffentlich verſteigern. Karl Fr. Keitſch i fandbriefe — — neue 04% Gib. che Anleihe 1835 . 
Saul, Auktions⸗Kommiſſarius. ſenb er egen Breslau ‚ Schweldnis⸗ Freiburger 4% 7 
\ m Gas-Aether, in Breslau, Stocgaſſe Nr. 1 5 85 Der 4% 85 * Oberſchleſiſ In Ka hi us Sl., 5 1 ae 8. rg 
2 e r. * e 4 12 * 
58 4% Gyr, aus ber Baba von A. Fr a Waldſchnepfen, Sete f. 108 8 87 Neiſſe Brieger 38% GIb. 22 5 55 N ee Eu 
— 9 54 Ratibor, iſt jetzt foridauernd 5 185 15 Ser., Krambvögel, das Paar S 3 rk ee eis: Hr 5 amburg 1 Monat 187 SL, 85 


Sgr., wie a ſanen, empfiehlt: 
Strehlow und Laßwitz, 5 28. Beier, Wüthinler Sicht 150 / . abe 3 1 6 26% * bal 2 Monat 81 W Wien, 2 
Kupferſchmiedeſtraße 16. Kuoferſchmiedeſtraße Rr. 13. Monat — — 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Som p. ö u Redakteur: Kiebe 


